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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1124/2006 DES RATES

vom 11. Juli 2006

über den Abschluss des Abkommens in Form eines Briefwechsels über die Verlängerung des
Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der
Demokratischen Republik São Tomé und Príncipe über die Fischerei vor der Küste von São

Tomé und Príncipe für die Zeit vom 1. Juni 2005 bis zum 31. Mai 2006

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 und Absatz 3 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Übereinstimmung mit dem Abkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung
der Demokratischen Republik São Tomé und Príncipe
über die Fischerei vor der Küste von São Tomé und
Príncipe (2) treten die Vertragsparteien vor Ablauf der
Geltungsdauer des Protokolls zum Abkommen in Ver-
handlungen ein, um einvernehmlich die Bedingungen
des Protokolls für den folgenden Zeitraum und gegebe-
nenfalls erforderliche Änderungen oder Zusätze zum An-
hang festzulegen.

(2) Die beiden Vertragsparteien haben in Erwartung der Ver-
handlungen über die zu vereinbarenden Änderungen des
Protokolls beschlossen, das derzeitige, mit der Verord-
nung (EG) Nr. 2348/2002 des Rates (3) genehmigte Pro-
tokoll durch ein Abkommen in Form eines Briefwechsels
um ein Jahr zu verlängern.

(3) Die Genehmigung dieser Verlängerung liegt im Interesse
der Gemeinschaft.

(4) Der im auslaufenden Protokoll vorgesehene Schlüssel zur
Aufteilung der Fangmöglichkeiten auf die Mitgliedstaaten
muss bestätigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels über die Verlän-
gerung des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten
und der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regie-
rung der Demokratischen Republik São Tomé und Príncipe über
die Fischerei vor der Küste von São Tomé und Príncipe für die
Zeit vom 1. Juni 2005 bis zum 31. Mai 2006 wird im Namen
der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens in Form eines Briefwechsels ist
dieser Verordnung beigefügt (4).

Artikel 2

Die im Protokoll festgelegten Fangmöglichkeiten werden nach
folgendem Schlüssel auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt:

— Thunfischwadenfänger: Frankreich: 18

Spanien: 18

— Thunfischfänger mit Angeln: Portugal: 2

— Oberflächen-Langleinenfischer: Spanien: 20

Portugal: 5

Sollten die Lizenzanträge dieser Mitgliedstaaten die im Protokoll
festgelegten Fangmöglichkeiten nicht ausschöpfen, so kann die
Kommission auch Lizenzanträge anderer Mitgliedstaaten berück-
sichtigen.
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Artikel 3

Die Mitgliedstaaten, deren Schiffe im Rahmen des Abkommens in Form eines Briefwechsels fischen, teilen
der Kommission die in der Fischereizone von São Tomé und Príncipe eingebrachten Fangmengen aus den
einzelnen Beständen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 500/2001 der Kommission (1) mit.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 11. Juli 2006

Im Namen des Rates
Der Präsident

E. HEINÄLUOMA
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1125/2006 DER KOMMISSION

vom 21. Juli 2006

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (1), insbesondere auf
Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten No-
menklatur im Anhang zu der Verordnung (EWG) Nr.
2658/87 zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Ein-
reihung der im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführ-
ten Waren zu erlassen.

(2) In der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 sind allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten No-
menklatur festgelegt. Diese Vorschriften gelten auch für
die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die Kom-
binierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder unter
etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — übernimmt
und die aufgrund besonderer gemeinschaftlicher Regelun-
gen aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige Maß-
nahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzuwenden.

(3) In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren in die in Spalte 2 angegebenen KN-
Codes mit den in Spalte 3 genannten Begründungen ein-
zureihen.

(4) Es ist angemessen, dass die von den Zollbehörden der
Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zolltarifauskünfte,
die die Einreihung von Waren in die Kombinierte No-
menklatur betreffen und die mit dem in dieser Verord-
nung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht übereinstim-
men, während eines Zeitraums von drei Monaten von
dem Berechtigten gemäß den Bestimmungen des Artikels
12 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften (2) weiterverwendet werden
können.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen Waren
werden in die Kombinierte Nomenklatur unter die in Spalte 2
der Tabelle genannten KN-Codes eingereiht.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten verbind-
lichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser Verordnung
festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht übereinstimmen, können
während eines Zeitraums von drei Monaten gemäß den Bestim-
mungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr.
2913/92 weiterverwendet werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 21. Juli 2006

Für die Kommission
László KOVÁCS

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Warenbezeichnung Einreihung
(KN-Code) Begründung

(1) (2) (3)

1. Genießbare getrocknete Schweineohren
(Schlachtnebenerzeugnis), auch wenn als Tier-
futter verwendet.

0210 99 49 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der KN, der Anmer-
kung 1 a zu Kapitel 5 der Kombinierten Nomen-
klatur, sowie dem Wortlaut der KN-Positionen
0210, 0210 99 und 0210 99 49.

Da die Schweineohren genießbar sind, sind sie in
das Kapitel 2 einzureihen und nicht in das Kapi-
tel 5, aus dem genießbare Waren ausgeschlossen
werden (Anmerkung 1 a zu Kapitel 5 des HS).

Das Trocknen der Schweineohren ändert nicht
die wesentlichen Merkmale des Ausgangsstoffes,
wie in Anmerkung 1 zu Kapitel 23 der KN be-
schrieben.

Das Trocknen von Schweineohren beeinträchtigt
nicht deren Eignung für den menschlichen Ver-
zehr (HS-Erläuterung zu Kapitel 2, Allgemeines,
dritter Absatz, Punkt 1, und vierter Absatz).

2. Getrocknete Schweineohren (Schlachtnebener-
zeugnis), nicht für den menschlichen Verzehr
geeignet.

0511 99 90 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften
1 und 6 für die Auslegung der KN, der Anmer-
kung 1 a zu Kapitel 2 der Kombinierten Nomen-
klatur, sowie dem Wortlaut der KN-Positionen
0511, 0511 99 und 0511 99 90.

Da die Schweineohren nicht genießbar sind,
sind sie in das Kapitel 5 einzureihen und nicht
in das Kapitel 2, aus dem nicht genießbare
Waren ausgeschlossen werden (Anmerkung 1 a
zu Kapitel 2 der KN).

Das Trocknen der Schweineohren ändert nicht
die wesentlichen Merkmale des Ausgangsstoffes,
wie in Anmerkung 1 zu Kapitel 23 der KN be-
schrieben.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 11. Juli 2006

zur Ernennung eines tschechischen Stellvertreters im Ausschuss der Regionen

(2006/509/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der tschechischen Regierung,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 24. Januar 2006 den Beschluss
2006/116/EG (1) zur Ernennung der Mitglieder des Aus-
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den
Zeitraum vom 26. Januar 2006 bis zum 25. Januar
2010 angenommen.

(2) Infolge des Ausscheidens von Herrn Ivan KOSATÍK ist der
Sitz eines Stellvertreters im Ausschuss der Regionen frei
geworden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Zum Stellvertreter im Ausschuss der Regionen wird als Nach-
folger von Herrn Ivan KOSATÍK für die verbleibende Amtszeit,
d. h. bis zum 25. Januar 2010, Herr Pavel HORÁK, Stellvertre-
tender Präsident der Region Olomouc, ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 11. Juli 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident

E. HEINÄLUOMA
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BESCHLUSS DES RATES

vom 11. Juli 2006

zur Ernennung eines spanischen Mitglieds im Ausschuss der Regionen

(2006/510/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der spanischen Regierung,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 24. Januar 2006 den Beschluss 2006/116/EG zur Ernennung der Mitglieder des
Ausschusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den Zeitraum vom 26. Januar 2006 bis zum
25. Januar 2010 (1) angenommen.

(2) Durch das Ausscheiden von Herrn Francisco José VÁZQUEZ VÁZQUEZ ist der Sitz eines Mitglieds im
Ausschuss der Regionen frei geworden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Herr Heliodoro GALLEGO CUESTA, Bürgermeister von Palencia, wird als Nachfolger von Herrn Francisco José
VÁZQUEZ VÁZQUEZ für dessen verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2010, zum Mitglied ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 11. Juli 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident

E. HEINÄLUOMA
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BESCHLUSS DES RATES

vom 11. Juli 2006

über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Gemeinschaft — und die vorläufige
Anwendung des Abkommens in Form eines Briefwechsels über die Verlängerung des Protokolls
zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Guinea-Bissau über die
Fischerei vor der Küste von Guinea-Bissau für die Zeit vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007

(2006/511/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 300 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß dem Abkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik
Guinea-Bissau über die Fischerei vor der Küste von Gui-
nea-Bissau (1) nehmen die Vertragsparteien vor Ablauf
der Geltungsdauer des Protokolls zum Abkommen Ver-
handlungen auf, um einvernehmlich die Bedingungen des
Protokolls für den folgenden Zeitraum und gegebenen-
falls erforderliche Änderungen oder Zusätze zum Anhang
festzulegen.

(2) Die beiden Parteien haben beschlossen, das derzeitige,
mit der Verordnung (EG) Nr. 249/2002 des Rates (2) ge-
nehmigte Protokoll, geändert durch das mit der Verord-
nung (EG) Nr. 829/2004 genehmigte Abkommen, mit
einem Abkommen in Form eines Briefwechsels um ein
Jahr zu verlängern, bis Verhandlungen über die zu ver-
einbarenden Änderungen des Protokolls stattfinden kön-
nen.

(3) Mit diesem Briefwechsel werden den Fischern der
Gemeinschaft Fangmöglichkeiten in den Gewässern unter
der Hoheit oder Gerichtsbarkeit von Guinea-Bissau in der
Zeit vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007 einge-
räumt.

(4) Um eine Unterbrechung der Fangtätigkeiten der Schiffe
der Gemeinschaft zu vermeiden, muss die Verlängerung
baldmöglichst angewandt werden. Das Abkommen in
Form eines Briefwechsels sollte daher für den Zeitraum
bis zum Abschluss der erforderlichen Verfahren unter-
zeichnet und vorläufig angewandt werden.

(5) Der im auslaufenden Protokoll vorgesehene Schlüssel für
die Aufteilung der Fangmöglichkeiten auf die Mitglied-
staaten sollte bestätigt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Unterzeichnung des Abkommens in Form eines Briefwech-
sels über die Verlängerung des Protokolls zur Festlegung der
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach
dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Regierung der Republik Guinea-Bissau
über die Fischerei vor der Küste von Guinea-Bissau für die
Zeit vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007 wird vorbe-
haltlich des Beschlusses des Rates über den Abschluss des Ab-
kommens im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Das Abkommen findet ab dem 16. Juni 2006 vorläufig An-
wendung.

Artikel 3

(1) Die in dem Protokoll festgelegten Fangmöglichkeiten wer-
den nach folgendem Schlüssel auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt:

a) Garnelenfänger:

Italien 1 776 BRT
Spanien 1 421 BRT
Portugal 1 066 BRT
Griechenland 137 BRT

b) Fischfänger/Tintenfischfänger:

Spanien 3 143 BRT
Italien 786 BRT
Griechenland 471 BRT

c) Thunfisch-Wadenfänger:

Spanien 20 Schiffe
Frankreich 19 Schiffe
Italien 1 Schiffe

DE22.7.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 200/7

(1) ABl. L 226 vom 29.8.1980, S. 34.
(2) Verordnung (EG) Nr. 249/2002 des Rates vom 21. Januar 2002

über den Abschluss des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglich-
keiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regie-
rung der Republik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der Küste
Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16. Juni 2001 bis 15. Juni 2006
(ABl. L 40 vom 12.2.2002, S. 1). Geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 829/2004 (ABl. L 127 vom 29.4.2004, S. 25).



d) Thunfischfänger mit Angeln und Oberflächen-Langleinenfi-
scher:

Spanien 21 Schiffe
Frankreich 5 Schiffe
Portugal 4 Schiffe

(2) Schöpfen die Lizenzanträge der in Absatz 1 genannten
Mitgliedstaaten die in dem Protokoll festgelegten Fangmöglich-
keiten nicht aus, so kann die Kommission Lizenzanträge anderer
Mitgliedstaaten berücksichtigen.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten, deren Schiffe im Rahmen dieses Abkom-
mens Fischfang betreiben, melden der Kommission die in der
Fischereizone Guinea-Bissaus gefangenen Mengen aus jedem Be-
stand nach den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
500/2001 der Kommission vom 14. März 2001 mit Durch-
führungsbestimmungen zu der Verordnung (EWG) Nr.

2847/93 des Rates für die Überwachung der Fänge von Ge-
meinschaftsschiffen in Drittlandgewässern und auf Hoher See (1).

Artikel 5

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu be-
stellen, die befugt sind, das Abkommen in Form eines Brief-
wechsels vorbehaltlich seines Abschlusses im Namen der
Gemeinschaft zu unterzeichnen.

Geschehen zu Brüssel am 11. Juli 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident

E. HEINÄLUOMA
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ABKOMMEN

in Form eines Briefwechsels über die Verlängerung des Protokolls zur Festlegung der
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der

Küste von Guinea-Bissau für die Zeit vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007

A. Schreiben der Gemeinschaft

Herr …,

ich beehre mich, zu bestätigen, dass wir bis zum Abschluss der Verhandlungen über die zu vereinbarenden
Änderungen des Protokolls zum Fischereiabkommen folgende Übergangsregelung für die Verlängerung des
derzeit geltenden Protokolls (16. Juni 2001 bis 15. Juni 2006) zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und
der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Regierung der Republik Guinea-Bissau in der ab 16. Juni 2004 geltenden geänderten Fassung
vereinbart haben:

1. Die seit dem 16. Juni 2004 anwendbare Regelung wird vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007
beibehalten.

Die finanzielle Gegenleistung der Gemeinschaft für die Übergangsregelung entspricht dem in Artikel 3
des derzeitigen geänderten Protokolls vorgesehenen Jahresbetrag (7 260 000 EUR). Dieser Betrag versteht
sich in voller Höhe als finanzielle Gegenleistung; die Zahlung wird bis spätestens 31. Dezember 2006
geleistet.

2. Während der Übergangszeit werden Fanglizenzen innerhalb der in Artikel 1 des derzeitigen geänderten
Protokolls festgesetzten Grenzen mit Gebühren und Vorschüssen ausgestellt, die denen entsprechen, die
im Anhang des Protokolls in Ziffer 1 festgelegt sind.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie den Eingang dieses Schreibens bestätigen und Ihre Zustimmung zu
seinem Inhalt mitteilen würden.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates der Europäischen Union
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B. Schreiben der Regierung der Republik Guinea-Bissau

Herr …,

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, zu bestätigen, dass wir bis zum Abschluss der Verhandlungen über die zu verein-
barenden Änderungen des Protokolls zum Fischereiabkommen folgende Übergangsregelung für die
Verlängerung des derzeit geltenden Protokolls (16. Juni 2001 bis 15. Juni 2006) zur Festlegung der
Fangmöglichkeiten und der finanziellen Gegenleistung nach dem Abkommen zwischen der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik Guinea-Bissau in der ab 16. Juni 2004
geltenden geänderten Fassung vereinbart haben:

1. Die seit dem 16. Juni 2004 anwendbare Regelung wird vom 16. Juni 2006 bis zum 15. Juni 2007
beibehalten.

Die finanzielle Gegenleistung der Gemeinschaft für die Übergangsregelung entspricht dem in Arti-
kel 3 des derzeitigen geänderten Protokolls vorgesehenen Jahresbetrag (7 260 000 EUR). Dieser
Betrag versteht sich in voller Höhe als finanzielle Gegenleistung; die Zahlung wird bis spätestens
31. Dezember 2006 geleistet.

2. Während der Übergangszeit werden Fanglizenzen innerhalb der in Artikel 1 des derzeitigen ge-
änderten Protokolls festgesetzten Grenzen mit Gebühren und Vorschüssen ausgestellt, die denen
entsprechen, die im Anhang des Protokolls in Ziffer 1 festgelegt sind.“

Ich beehre mich, zu bestätigen, dass die Regierung der Republik Guinea-Bissau dem Inhalt Ihres Schreibens
zustimmen kann und dass Ihr Schreiben sowie das vorliegende Schreiben ein Abkommen gemäß Ihrem
Vorschlag bilden.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für die Regierung der Republik Guinea-Bissau
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BESCHLUSS DES RATES

vom 17. Juli 2006

zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der
der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

(2006/512/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 202 dritter Gedanken-
strich,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat den Beschluss 1999/468/EG vom 28. Juni
1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (2) erlassen. Mit diesem Beschluss wurde eine be-
grenzte Zahl von Modalitäten für die Ausübung dieser
Befugnisse vorgesehen.

(2) Dieser Beschluss sollte geändert werden, um eine neue
Modalität für die Ausübung von Durchführungsbefugnis-
sen aufzunehmen, nämlich das Regelungsverfahren mit
Kontrolle, das es dem Gesetzgeber gestattet, die An-
nahme eines Entwurfs von Maßnahmen mit der Begrün-
dung abzulehnen, dass der Entwurf über die in dem
Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hi-
nausgeht oder mit dem Ziel und dem Inhalt dieses
Rechtsakts nicht vereinbar ist oder aber gegen die Grund-
sätze der Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit verstößt.

(3) Auf das neue Regelungsverfahren mit Kontrolle sollte bei
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach dem
Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basis-
rechtsakts zurückgegriffen werden, einschließlich durch
Streichung einiger dieser Bestimmungen oder Hinzufü-
gung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen.

(4) In diesem Rahmen sollte auch eine bessere Unterrichtung
des Europäischen Parlaments über die Arbeiten der Aus-
schüsse sichergestellt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Beschluss 1999/468/EG wird wie folgt geändert:

1. In Erwägungsgrund 5 wird im letzten Teilsatz vor dem Wort
„allerdings“ Folgendes eingefügt:

„mit Ausnahme des Regelungsverfahrens mit Kontrolle“.

2. Nach Erwägungsgrund 7 wird folgender Erwägungsgrund
eingefügt:

„(7a) Auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle sollte bei
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach
dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlasse-
nen Rechtsakts zurückgegriffen werden, einschließlich
durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen.
Dieses Verfahren soll es den beiden an der Rechtset-
zung beteiligten Organen ermöglichen, vor der An-
nahme solcher Maßnahmen eine Kontrolle durchzu-
führen. Die wesentlichen Elemente eines Rechtsakts
dürfen nur durch den Gesetzgeber auf der Grundlage
des Vertrags geändert werden.“

3. Erwägungsgrund 10 erhält folgende Fassung:

„(10) Mit diesem Beschluss wird drittens bezweckt, die Un-
terrichtung des Europäischen Parlaments dadurch zu
verbessern, dass die Kommission das Europäische Par-
lament regelmäßig über die Arbeit der Ausschüsse
unterrichtet, dass sie dem Europäischen Parlament Un-
terlagen zur Tätigkeit der Ausschüsse übermittelt und
dass sie das Europäische Parlament unterrichtet, wenn
sie dem Rat Maßnahmen oder Entwürfe von zu er-
greifenden Maßnahmen übermittelt; besondere Beach-
tung gebührt dabei der Unterrichtung des Europä-
ischen Parlaments über die Arbeit der Ausschüsse
im Rahmen des Regelungsverfahrens mit Kontrolle,
damit gewährleistet ist, dass das Europäische Parla-
ment seine Entscheidung innerhalb der vorgesehenen
Frist treffen kann.“

4. In Artikel 1 Absatz 2 wird die Angabe „5 und 6“ durch die
Angabe „5, 5a und 6“ ersetzt.
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5. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet des Absatzes 2 werden bei der Wahl
der Verfahrensmodalitäten für die Annahme der Durch-
führungsmaßnahmen folgende Kriterien zugrundegelegt:“.

b) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2) Ist in einem nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassenen Basisrechtsakt vorgesehen, dass
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite angenommen
werden, die eine Änderung von nicht wesentlichen Be-
stimmungen dieses Rechtsakts bewirken, einschließlich
durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder Hin-
zufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen, so
werden diese Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen.“

6. In Artikel 4 Absatz 2 sowie in Artikel 5 Absatz 2 wird die
Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absätze 2 und 4“
ersetzt.

7. Nach Artikel 5 wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 5a

Regelungsverfahren mit Kontrolle

(1) Die Kommission wird von einem Regelungskontroll-
ausschuss unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kom-
mission den Vorsitz führt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuss einen Entwurf der zu ergreifenden Maßnahmen. Der
Ausschuss gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf in-
nerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksich-
tigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen
kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben,
die in Artikel 205 Absätze 2 und 4 des Vertrags für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im
Ausschuss werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied-
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vor-
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil.

(3) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maß-
nahmen mit der Stellungnahme des Ausschusses im Ein-
klang, so findet folgendes Verfahren Anwendung:

a) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat unverzüglich den Entwurf von Maß-
nahmen zur Kontrolle.

b) Der Erlass dieses Entwurfs durch die Kommission kann
vom Europäischen Parlament mit der Mehrheit seiner
Mitglieder oder vom Rat mit qualifizierter Mehrheit ab-
gelehnt werden, wobei diese Ablehnung darin begründet
sein muss, dass der von der Kommission vorgelegte Ent-
wurf von Maßnahmen über die im Basisrechtsakt vorge-
sehenen Durchführungsbefugnisse hinausgeht oder dass
dieser Entwurf mit dem Ziel oder dem Inhalt des Basis-
rechtsakts unvereinbar ist oder gegen die Grundsätze der
Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit verstößt.

c) Spricht sich das Europäische Parlament oder der Rat in-
nerhalb von drei Monaten nach seiner Befassung gegen
den Entwurf von Maßnahmen aus, so werden diese nicht
von der Kommission erlassen. In diesem Fall kann die
Kommission dem Ausschuss einen geänderten Entwurf
von Maßnahmen unterbreiten oder einen Vorschlag für
einen Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vorlegen.

d) Hat sich nach Ablauf dieser Frist weder das Europäische
Parlament noch der Rat gegen den Entwurf von Maß-
nahmen ausgesprochen, so werden sie von der Kommis-
sion erlassen.

(4) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maß-
nahmen nicht mit der Stellungnahme des Ausschusses im
Einklang oder liegt keine Stellungnahme vor, so findet fol-
gendes Verfahren Anwendung:

a) Die Kommission unterbreitet dem Rat unverzüglich einen
Vorschlag für die zu ergreifenden Maßnahmen und über-
mittelt diesen Vorschlag gleichzeitig dem Europäischen
Parlament.

b) Der Rat befindet innerhalb von zwei Monaten nach sei-
ner Befassung mit qualifizierter Mehrheit über diesen
Vorschlag.

c) Spricht sich der Rat innerhalb dieser Frist mit qualifizier-
ter Mehrheit gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen aus,
so werden diese nicht erlassen. In diesem Fall kann die
Kommission dem Rat einen geänderten Vorschlag unter-
breiten oder einen Vorschlag für einen Rechtsakt auf der
Grundlage des Vertrags vorlegen.

d) Beabsichtigt der Rat den Erlass der vorgeschlagenen Maß-
nahmen, so unterbreitet er diese unverzüglich dem Euro-
päischen Parlament. Befindet der Rat nicht innerhalb der
genannten Frist von zwei Monaten, so unterbreitet die
Kommission dem Europäischen Parlament unverzüglich
die Maßnahmen.
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e) Der Erlass dieser Maßnahmen kann vom Europäischen
Parlament innerhalb einer Frist von vier Monaten ab
Übermittlung des Vorschlags gemäß Buchstabe a mit
der Mehrheit seiner Mitglieder abgelehnt werden, wobei
diese Ablehnung darin begründet sein muss, dass die
vorgeschlagenen Maßnahmen über die im Basisrechtsakt
vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgehen
oder dass diese Maßnahmen mit dem Ziel oder dem
Inhalt des Basisrechtsakts unvereinbar sind oder gegen
die Grundsätze der Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit
verstoßen.

f) Spricht sich das Europäische Parlament innerhalb dieser
Frist gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen aus, so wer-
den diese nicht erlassen. In diesem Fall kann die Kom-
mission dem Ausschuss einen geänderten Entwurf von
Maßnahmen unterbreiten oder einen Vorschlag für einen
Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vorlegen.

g) Hat sich das Europäische Parlament nach Ablauf der ge-
nannten Frist nicht gegen die vorgeschlagenen Maßnah-
men ausgesprochen, so werden sie je nach Fall vom Rat
oder von der Kommission erlassen.

(5) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 kann ein
Basisrechtsakt in wohlbegründeten Ausnahmefällen vorse-
hen,

a) dass die in Absatz 3 Buchstabe c sowie in Absatz 4
Buchstaben b und e vorgesehenen Fristen um einen wei-
teren Monat verlängert werden, wenn die Komplexität
der Maßnahmen dies rechtfertigt; oder

b) dass die in Absatz 3 Buchstabe c sowie in Absatz 4
Buchstaben b und e vorgesehenen Fristen verkürzt wer-
den, wenn dies aus Gründen der Effizienz erforderlich ist.

(6) Ein Basisrechtsakt kann vorsehen, dass in Fällen äußer-
ster Dringlichkeit, in denen die in den Absätzen 3, 4 und 5
vorgesehenen Fristen für das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle nicht eingehalten werden können, folgendes Verfahren
Anwendung findet:

a) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maßnah-
men mit der Stellungnahme des Ausschusses im Ein-
klang, so erlässt die Kommission diese Maßnahmen, die

unmittelbar durchgeführt werden. Sie teilt diese Maßnah-
men unverzüglich dem Europäischen Parlament und dem
Rat mit.

b) Innerhalb einer Frist von einem Monat ab dieser Mittei-
lung können die von der Kommission erlassenen Maß-
nahmen vom Europäischen Parlament mit der Mehrheit
seiner Mitglieder oder vom Rat mit qualifizierter Mehr-
heit abgelehnt werden, wobei diese Ablehnung darin be-
gründet sein muss, dass die Maßnahmen über die im
Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hi-
nausgehen oder dass die Maßnahmen mit dem Ziel oder
dem Inhalt des Basisrechtsakts unvereinbar sind oder
aber gegen die Grundsätze der Subsidiarität oder Verhält-
nismäßigkeit verstoßen.

c) Im Falle der Ablehnung der Maßnahmen durch das Eu-
ropäische Parlament oder durch den Rat, hebt die Kom-
mission die Maßnahmen auf. Sie kann die Maßnahmen
jedoch vorläufig aufrecht erhalten, wenn dies aus Grün-
den des Schutzes der Gesundheit, der Sicherheit oder des
Umweltschutzes gerechtfertigt ist. In diesem Fall legt die
Kommission dem Ausschuss unverzüglich einen geänder-
ten Entwurf von Maßnahmen oder einen Vorschlag für
einen Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vor. Die
vorläufigen Maßnahmen bleiben in Kraft, bis sie durch
einen endgültigen Rechtsakt ersetzt werden.“

8. Dem Artikel 7 Absatz 3 Satz 1 wird Folgendes angefügt:

„und dies nach Modalitäten, die die Transparenz des Über-
mittlungssystems und eine Identifizierung der übermittelten
Informationen sowie der einzelnen Verfahrensstadien ge-
währleisten.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 17. Juli 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
E. TUOMIOJA
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 9. November 2005

über die Staatliche Beihilfe, die die Bundesrepublik Deutschland zugunsten der Einführung des
digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-Brandenburg gewährt hat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 3903)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/513/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß
den vorgenannten Artikeln (1),

und unter Berücksichtigung dieser Stellungnahmen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. DAS VERFAHREN

(1) Mit Fax vom 16. Dezember 2002 reichte der Verband
Privater Kabelnetzbetreiber e.V. (nachfolgend ANGA) eine
informelle Beschwerde bezüglich der Finanzierung des
digitalen terrestrischen Fernsehens (DVB-T) in Berlin-
Brandenburg ein (2). Mit Schreiben vom 26. März 2003
forderte ANGA die Kommission dazu auf, das förmliche
Prüfverfahren zu eröffnen und die Gewährung der Bei-
hilfe auszusetzen.

(2) Mit Schreiben vom 2. Mai 2003 forderte die Kommission
von Deutschland Auskünfte an, die nach Fristverlänge-
rung am 30. Juni 2003 erteilt wurden. Am 1. Oktober
2003 fand ein Treffen zwischen den Dienststellen der
Kommission und dem vermeintlichen Beihilfegeber, der
Medienanstalt Berlin-Brandenburg (nachfolgend Mabb),
statt. Am 23. Oktober 2003 und am 4. Februar 2004
erteilte die Mabb zusätzliche Auskünfte.

(3) Mit Schreiben vom 23. Dezember 2003 kündigte die
Kabel Baden-Württemberg GmbH & Co. KG (nachfolgend

Kabel BW) an, bezüglich der Finanzierung von DVB-T in
Berlin-Brandenburg ebenfalls Beschwerde einzureichen.
Dies geschah am 8. März 2004. Die Kommission ent-
schied jedoch, diese Beschwerde nicht im Rahmen des
vorliegenden förmlichen Prüfverfahrens zu untersuchen.
Da der Gegenstand der Beschwerde die Preissetzung der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten bei der Vermie-
tung ihrer terrestrischen Übertragungskapazitäten an pri-
vate Rundfunkanbieter ist, wurde die Beschwerde der ge-
nerellen Untersuchung der Finanzierung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten in Deutschland zugelei-
tet (3).

(4) Mit Schreiben vom 14. Juli 2004 setzte die Kommission
Deutschland von ihrem Beschluss in Kenntnis, wegen der
vorliegenden Maßnahme ein förmliches Verfahren nach
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zu eröffnen (nachfolgend
Eröffnungsentscheidung). Der Beschluss der Kommission
über die Eröffnung des Verfahrens wurde im Amtsblatt der
Europäischen Union vom 28. August 2004 veröffent-
licht (4). Die Kommission forderte interessierte Parteien
zur Stellungnahme zu der betreffenden Maßnahme auf.

(5) Deutschland nahm nach Firstverlängerung mit Schreiben
vom 4. Oktober 2004 zur Eröffnungsentscheidung Stel-
lung. Des Weiteren gingen bei der Kommission Stellung-
nahmen von folgenden interessierten Parteien ein: von
Nordic Satellite AB (nachfolgend NSAB) (5), von der Pro-
SiebenSat.1 Media AG (nachfolgend ProSiebenSat.1), vom
Europäischen Kabelverband (nachfolgend ECCA) und von
der Deutschen Telekom AG (nachfolgend DTAG) (6), vom
Europäischen Verband der Satellitenbetreiber (nachfol-
gend ESOA) (7). Die Kommission leitete diese Stellung-
nahmen mit Schreiben vom 17. November 2004 der
Bundesregierung zu, die sich dazu mit Schreiben vom
16. Dezember 2004 äußerte.
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(6) Zusätzliche Auskünfte erhielt die Kommission im Weite-
ren von der Mabb (8), vom Deutschen Kabelverband (9),
von ANGA (10), von der DTAG (11), und von der im Auf-
trag der Kabel BW agierenden European Economic &
Marketing Consultants GmbH (nachfolgend EE&MC)
ein (12). Zudem fanden Treffen der Dienststellen der
Kommission mit ECCA am 22. November 2004, mit
der Mabb am 2. März 2005, mit EE&MC am 12. April
2005 und mit der DTAG am 28. April 2005 statt (13).
Die Kommission brachte die vorgetragenen Bemerkungen
Deutschlands mit Schreiben vom 14. Juni 2005 und
14. Juli 2005 zur Kenntnis, die sich dazu mit Schreiben
vom 15. August 2005 äußerte.

II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER BEIHILFE

A. HINTERGRUND

(7) Das vorliegende Verfahren ist vor dem Hintergrund der
Digitalisierung der Rundfunkübertragung zu sehen. Die
Digitalisierung betrifft alle derzeit gängigen Übertragungs-
wege für Rundfunk, das heißt Kabel, Satellit und Terrest-
rik.

(8) Die vorliegende Beihilfe betrifft den terrestrischen Über-
tragungsweg. Über die Terrestrik können im analogen
Modus in der Regel weniger als zehn Fernsehprogramme

übertragen werden. In Berlin konnten allerdings aufgrund
der besonderen Lage vor dem Fall der Mauer bis zu 13
Programme analog terrestrisch übertragen werden. Nach
der Digitalisierung können terrestrisch an die 30 Pro-
gramme übertragen werden.

(9) Seit dem Aufkommen von Kabel und Satellit in den 80er
Jahren ist die Nutzung der Terrestrik in Deutschland stark
zurückgegangen. Nach Angaben der AGF/GfK war die
Empfangssituation der Fernsehhaushalte für Erstgeräte in
ganz Deutschland am 1. Januar 2005 wie folgt: 5,2 %
terrestrisch, 55,9 % Kabel und 38,9 % Satellit (14). Nach
Angaben der ASTRA/Infratest war der Anteil der terrest-
rischen Haushalte in Deutschland noch geringer, nämlich
3,8 % (Jahresende 2004) (15). Für Berlin-Brandenburg
schlüsselt ASTRA/Infratest den Fernsehempfang der
Haushalte wie folgt auf (Jahresende 2004): 2,8 % terrest-
risch, 67,5 % Kabel und 29,7 % Satellit. Zahlen von mit
der Mabb verbundenen Einrichtungen beziffern für Ber-
lin-Brandenburg den Anteil an Haushalten mit terrestri-
schem Empfang für das Erstgerät auf 5,3 % im Jahre
2004 (16). Im Jahre 2005 erreichte der Anteil an Haus-
halten in den städtischen Gebieten (50 % aller Haushalte
im DVB-T-Gebiet, „DVB-T Kerngebiet“) jedoch 11,4 %,
was die Bedeutung des DVB-T-Empfangs in diese Gebie-
ten mit dem besten Empfang verdeutlicht.

Schaubild 1

Marktanteil der Terrestrik bundesweit und in Berlin-Brandenburg
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(8) Mit Schreiben vom 25. April 2005, 4. Mai 2005, 1. Juni 2005 und
4. August 2005.

(9) Mit Schreiben vom 6. Dezember 2004, 26. Januar 2005 und
11. Februar 2005.

(10) Mit Schreiben vom 21. Januar 2005, 26. Januar 2005, 29. April
2005 und 10. Juni 2005.

(11) Mit Schreiben vom 6. Mai 2005, 24. Mai 2005 und 4. August
2005.

(12) Mit Schreiben vom 31. Mai 2005.
(13) Jeweils am 22. November 2004, 2. März 2005, 12. April 2005 und

28. April 2005.

(14) Arbeitsgemeinschaft Fernsehforschung (AGF) ist ein Zusammen-
schluss der größten deutschen Rundfunkanbieter zur Messung des
Fernsehzuschauerverhaltens.

(15) SES/ASTRA ist der größte Satellitenanbieter in Deutschland und
veröffentlicht jährlich den German Satellite Monitor zur Bedeutung
der verschiedenen Fernsehübertragungswege.

(16) Siehe Media Perspektiven, 12/2003, S. 560; Media Perspektiven,
7/2004, S. 299 und ALM/GSDZ Digitalisierungsbericht 2005,
S. 65.



(10) Um die Digitalisierung der Rundfunkübertragung zu för-
dern, wurde Ende 1997 durch Beschluss des Bundeska-
binetts unter Berücksichtigung eines Beschlusses der Mi-
nisterpräsidenten der Länder die „Initiative Digitaler
Rundfunk“ (nachfolgend IDR) ins Leben gerufen. In der
IDR erarbeiteten der Bund, die Länder und verschiedene
Marktteilnehmer Empfehlungen zur Digitalisierung. Ein
erster Bericht der IDR wurde im August 1998 vom Bun-
deskabinett gebilligt und von der IDR zu einem „Start-
szenario 2000“ weiterentwickelt (17). Darin wird unter
anderem festgelegt, dass die Digitalisierung der Rund-
funkübertragung bei Kabel, Satellit und Terrestrik bis spä-
testens 2010 abgeschlossen sein soll.

(11) Bezogen auf den terrestrischen Übertragungsweg trafen
die Bundesländer Berlin und Brandenburg als erste Re-
gion in Deutschland gemeinsam Vorkehrungen, um den
Umstieg vom analogen zum digitalen terrestrischen Fern-
sehen (nachfolgend Umstieg) vorzunehmen. Die ent-
sprechenden landesrechtlichen Voraussetzungen wurden
zunächst mit der Änderung des Staatsvertrages über die
Zusammenarbeit beider Länder im Bereich des Rund-
funks (nachfolgend Medienstaatsvertrag) im November
1998 geschaffen (18). Am 17. Dezember 2001 fasste
der Medienrat der Mabb den Beschluss, den Umstieg fi-
nanziell zu fördern. In einer am 13. Februar 2002 ge-
schlossenen Vereinbarung (nachfolgend Umstiegsverein-
barung) legten die Mabb, die öffentlich-rechtlichen An-
stalten ARD, ZDF und RBB („Rundfunk Berlin-Branden-
burg“) (19) und die privaten Rundfunkanbieter RTL Tele-
vision (nachfolgend RTL-Gruppe) und ProSiebenSat.1 die
Grundzüge des Umstiegs fest, insbesondere einen Zeit-
plan für die einzelnen Stufen des Umstiegs und die Zu-
weisung eines Multiplexes an jeden der fünf Anbieter (20).

(12) Der digital terrestrische Rundfunk betrifft generell zwei
Arten von Betreibern, die unter Umständen vertikal in-
tegriert sein können: Sendernetzbetreiber, deren Aufgabe
die Übertragung der Rundfunksignale ist, und Rundfunk-
anbieter, die inhaltliche Programme zusammenstellen.
Die Entwicklung des digital terrestrischen Rundfunks er-

fordert die Anpassung der Übertragungseinrichtungen
durch die Sendernetzbetreiber sowie die Zuteilung von
Frequenzen für die Übertragung. Die folgenden Absätze
beschreiben die Verfahren, mit denen die deutschen Be-
hörden den Sendernetzbetreibern und Rundfunkanbietern
die entsprechenden Lizenzen zugewiesen haben.

Zuteilung der Netzlizenzen

(13) Die Mabb meldete am 7. Mai 2002 den sich aus der
Umstiegsvereinbarung ergebenden Bedarf an Frequenzen
gegenüber der Regulierungsbehörde für Telekommunika-
tion und Post (nachfolgend RegTP) an (21). Der Gesamt-
versorgungsbedarf wurde in acht Versorgungsbedarfe
(Berlin 1—5 und Brandenburg 1—3) aufgegliedert. Die
RegTP eröffnete das Frequenzzuteilungsverfahren am 10.
Juli 2002 (22). In der entsprechenden Verfügung wird be-
reits auf einen zusätzlichen, allerdings bundesweiten Ver-
sorgungsbedarf hingewiesen (23). Die DTAG Tochterge-
sellschaft T-Systems beantragte die Zuteilung der Fre-
quenzen für die Versorgungsbereiche Berlin 1—5 und
Brandenburg 3, RBB die Zuteilung der Frequenzen für
die Versorgungsbereiche Brandenburg 1 und 2. Da für
jeden der acht Versorgungsbereiche nur jeweils ein Zutei-
lungsantrag vorlag, teilte die RegTP die Frequenzen am
14. Oktober 2002 im so genannten Antragsverfahren zu
und konnte davon absehen, die zweite Stufe des Fre-
quenzzuteilungsverfahrens, das Ausschreibungsverfahren,
zu eröffnen (24). Da T-Systems und RBB bereits Betreiber
des analogen terrestrischen Netzes und somit Inhaber
einer telekommunikationsrechtlichen Lizenz waren, war
auch diese Voraussetzung für die antragsmäßige Zutei-
lung der Frequenzen erfüllt. In der Folge zahlten beide
Sendernetzbetreiber entsprechend der Verfahrensregelung
die notwendigen Gebühren für die Frequenzzuteilung.

(14) In der Praxis betreibt T-Systems auch die beiden Multi-
plexe, die RBB zugeteilt wurden. RBB und T-Systems
haben einen Vertrag geschlossen, wonach T-Systems für
RBB die Bereitstellung und Überlassung sowie den Be-
trieb von technischen Einrichtungen zur Ausstrahlung
von DVB-T übernimmt. Der Vertrag trat mit der zweiten
Phase des Umstiegs am 28. Februar 2003 in Kraft und
hat eine Laufzeit von zehn Jahren. Darüber hinaus haben
T-Systems und alle Rundfunkanstalten der ARD einen
„Rahmenvertrag zur DVB-T-Versorgung in Deutschland“
geschlossen, der T-Systems mit dem technischen Betrieb
der DVB-T-Netze beauftragt. Die Lizenzen für das DVB-T
Netz sind befristet auf Ende 2025 (25).
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(17) Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2000): Einfüh-
rung des digitalen Rundfunks in Deutschland, „Startszenario“, Sach-
standsbericht und Empfehlungen der Initiative „Digitaler Rundfunk“
zur Digitalisierung von Hörfunk und Fernsehen unter Berücksichti-
gung der Verbreitung über Kabel, Satellit und TV-Sender.

(18) Staatsvertrag über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Bran-
denburg im Bereich des Rundfunks vom 29. Februar 1992 in der
Fassung vom 1. Januar 1999 GVBl. S. 130, zuletzt geändert durch
Gesetz vom 15. Juni 2001, GVBl. S. 185 („Medienstaatsvertrag“
oder „MStV“).

(19) RBB ist Mitglied der ARD. Am 1. Mai 2003 schlossen sich ORB
(„Ostdeutscher Rundfunk Brandenburg“) und SFB („Sender Freies
Berlin“) zu RBB zusammen.

(20) Ein Multiplex entspricht einem digitalen Kanal (Frequenzblock) für
die Rundfunkübertragung und beinhaltet in Berlin-Brandenburg vier
Programmplätze.

(21) Seit dem 13. Juli 2005 ist die Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation und Post in Bundesnetzagentur umbenannt.

(22) Amtsblatt RegTP Nr. 13/2002, Vfg Nr. 22/2002, S. 1010.
(23) Siehe Randnummer 15.
(24) Der Versorgungsbereich Berlin 4 (Kanal 47) wurde wegen Koordi-

nierungsproblemen mit Polen von der RegTP letztlich nicht zuge-
teilt.

(25) Amtsblatt RegTP Nr. 6/2002, Vfg Nr. 6/.2002, Punkt 1.6.



(15) Abweichend von dem für Berlin-Brandenburg regional
durchgeführten Frequenzzuteilungsverfahren für acht
Multiplexe meldeten alle Bundesländer gemeinsam einen
bundesweiten Versorgungsbedarf an einem Multiplex an,
der dem ZDF zur Verfügung stehen sollte. Die RegTP
eröffnete das Frequenzzuteilungsverfahren für diesen
Multiplex am 27. November 2002 (26). Die entspre-
chende Verfügung merkt an, dass das Verfahren eröffnet
wird, auch wenn ausreichende Frequenznutzungsmög-
lichkeiten für das Gebiet der Bundesrepublik zu jenem
Zeitpunkt noch nicht verfügbar sind und die Frequenz-
verteilungsgebiete im Einzelnen noch nicht bekannt
sind (27). Die Verfügung weist zudem darauf hin, dass
der bundesweite Bedarf über ein und denselben Netzbe-
treiber zu realisieren ist. Es war Bietern in anderen Wor-
ten nicht möglich, sich für den Betrieb dieses Multiplexes
nur in bestimmten Regionen zu bewerben. Das einzige
Unternehmen, das ein Angebot für den Betrieb dieses
Multiplexes unterbreitete, war T-Systems.

Zuteilung der Rundfunklizenzen

(16) Die beschriebene telekommunikationsrechtliche Vergabe
der Multiplexe an Sendernetzbetreiber ist zu unterschei-

den von der medienrechtlichen Vergabe der Programm-
plätze an Rundfunkanbieter. Für Vergabe der Programm-
plätze ist die Mabb zuständig. Das entsprechende Ver-
gabeverfahren wurde in der am 9. Juli 2001 erlassenen
DVB-T Satzung geregelt (28). Darin wird im Einklang mit
§ 52 a Abs. 1 Rundfunkstaatsvertrag (29) und § 6 a Abs.
1 Medienstaatsvertrag insbesondere geregelt, dass bei der
erstmaligen Zuweisung digitaler terrestrischer Übertra-
gungskapazitäten diejenigen Programme vorrangig zu be-
rücksichtigen sind, die in Berlin und Brandenburg bereits
analog verbreitet werden. Die technischen Übertragungs-
kapazitäten für diese Programme müssen im Verhältnis
zu den übrigen Übertragungskapazitäten gleichwertig
sein. Im Falle von privaten Senderfamilien, soweit diese
mehr als ein Fernsehprogramm analog terrestrisch aus-
strahlen, sieht die Satzung nicht die Zuweisung einzelner
Programmplätze sondern ganzer Multiplexe vor.

Tabelle 1

Programmbelegung und Netzbetreiber während des digitalen Umstiegs

Kanäle Analog TV Versorgungsgebiete Belegung ab 11/2002 Belegung ab 3/2003 Belegung ab 8/2003

K 05 (TV Berlin) Berlin 1 ARD/ZDF/ORB/SFB TV-Bouquet BBC World/FAB/WDR/SWR

K 07 Das Erste Brandenburg 1 Das Erste ARD Bouquet ARD Bouquet

K 22 FAB FAB FAB X

K 25 SAT.1 Berlin 2 SAT.1 RTL Bouquet RTL Bouquet

K 27 ORB Brandenburg 2 ORB RBB Bouquet RBB Bouquet

K 29 VOX VOX Erste — Simulcast X

K 33 ZDF bundesweit ZDF ZDF Bouquet ZDF Bouquet

K 39 SFB/B1 Berlin 3 SFB/B1 SFB/B1 Andere Mediendienste

K 41 BBC World BBC World BBC World X

K 44 Pro7 Brandenburg 3 Pro7/Sat.1/RTL/RTLII Pro7Sat.1 Bouquet Pro7Sat.1 Bouquet

K 47 RTL II Berlin 4 RTLII → Pro7 Simulcast ZDF — Simulcast X (nicht zugeteilt)

K 51 RTLII — Simulcast ORB — Simulcast X

K 56 RTL Berlin 5 RTL TV — Bouquet Eurosport/Viva/DSF/9Live

Erklärungen: Die Kanäle K 05, K 25, K 33, K 39, K 44 und K 56 werden von T-Systems betrieben, die Kanäle K 07 und K 27 wurden der RBB zugeteilt, werden jedoch in der
Praxis ebenfalls von T-Systems betrieben. Der Kanal K 47 wird wegen Koordinierungsproblemen mit Polen von der RegTP derzeit nicht zugeteilt. Die kursive Schrift steht für
eine analoge Übertragung der jeweiligen Sender zum jeweiligen Zeitpunkt.
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(26) Amtsblatt RegTP Nr. 23/2002, Vfg Nr. 36/2002, S. 1695. Als
Mindestversorgungsbedarf innerhalb des bundesweiten Versorgungs-
bedarfs wurde Kanal 33 im Großraum Berlin-Potsdam mit Start-
datum 28. Februar 2003 definiert.

(27) Amtsblatt RegTP Nr. 23/2002, Vfg Nr. 36/2002, S. 1695, II.
Allgemeines.

(28) Berliner Amtsblatt S. 3538, Brandenburger Amtsblatt/AAnz.
S. 1099.

(29) Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom
31. August 1991 (Rundfunkstaatsvertrag — RStV) in der Fassung
vom 1. Juli 2002, GVBl. S. 162.



(17) Die gesamte Übertragungskapazität für Rundfunk um-
fasste sieben Multiplexe. Diese wurden letztlich wie folgt
zugeteilt: drei ganze Multiplexe (K 07, K 27, K 33) und
ein Programmplatz auf einem vierten Multiplex (K 05) an
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (ARD und
ZDF). Zwei Programmplätze auf dem vierten Multiplex
wurden an die Rundfunkanbieter FAB (Fernsehen aus
Berlin) und BBC World vergeben, die bereits im Analog-
netz vertreten waren. Jeweils ein ganzer Multiplex wurde
den zwei privaten Sendergruppen RTL-Gruppe (K 25)
und ProSiebenSat.1 (K 44) zugewiesen. All diese Pro-
grammplätze wurden durch Beschluss der Mabb ohne
offenes Vergabeverfahren vergeben. Die übrige Übertra-
gungskapazität wurde durch Beschluss vom 8. Mai 2002
für jeden Programmplatz einzeln ausgeschrieben (30). Aus
Mangel an geeigneten Bewerbern wurden diese Pro-
grammplätze zunächst ohne Ausschreibung für die Dauer
eines Jahres an die folgenden Rundfunkanbieter verge-
ben (31): Eurosport, Viva Plus, Deutsches Sportfernsehen
(DSF) und SWR. Nachdem sich die genannten Unterneh-
men an einer zweiten, am 16. April 2004 veröffentlich-
ten Ausschreibung beteiligt hatten (32), wurden die Lizen-
zen für die entsprechenden Programmplätze auf fünf
Jahre verlängert. Die restliche Übertragungskapazität
(K 39) wurde für Anbieter anderer Nutzungsformen re-
serviert, wobei insbesondere die mobile Fernsehübertra-
gung (DVB-H) erprobt werden soll.

Phasen des Umstiegsprozesses

(18) Im Hinblick auf die konkrete Umsetzung des Umstiegs ist
das von August 1997 an laufende DVB-T-Pilotprojekt zu
erwähnen, in dem die DTAG zusammen mit der Mabb
und dem SFB den Betrieb eines DVB-T-Netzes in Berlin-
Brandenburg erprobte. Am 1. November 2002 begann
mit der Aufnahme des Regelbetriebes die erste Stufe des
Umstiegs, die die Aufschaltung von zwei digitalen Multi-
plexen (K 05 und K 44) beinhaltete, welche von der
T-Systems betrieben wurden. Am 28. Februar 2003
wurde mit der Beendigung der analogen Ausstrahlung
der überregionalen privaten Fernsehprogramme die
DVB-T Übertragung wesentlich ausgeweitet (zweite Phase
des Umstiegs). Diese Programme wurden somit nach ei-
nem nur vier Monate währenden Parallelbetrieb (Simul-
cast) gänzlich auf die digitale terrestrische Übertragung
umgestellt. Am 4. August 2003 wurde die analoge ter-
restrische Übertragung aller anderen Sender eingestellt.

B. BESCHREIBUNG DER BEIHILFE

(19) Gegenstand des förmlichen Prüfverfahrens ist die finanz-
ielle Förderung des Umstiegs vom analogen zum digita-
len terrestrischen Fernsehen durch die Mabb. Rechtliche
Grundlage dieser Förderung sind § 40 des Rundfunk-
staatsvertrages (Abs. 1, Nr. 2) bzw. § 8 des Medienstaats-
vertrages (Abs. 1, Nr. 8), wonach die Landesmedienan-
stalten, respektive die Mabb, die Aufgabe haben, aus ih-
rem Anteil an der Rundfunkgebühr unter anderem die
technische Infrastruktur für die Rundfunkversorgung und

Projekte für neuartige Rundfunkübertragungstechniken
zu fördern. Auf dieser rechtlichen Grundlage erließ die
Mabb, wie bereits oben erwähnt, die DVB-T-Satzung und
schloss mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
und den privaten Sendergruppen ProSiebenSat.1 und der
RTL-Gruppe die Umstiegsvereinbarung ab.

(20) Die wesentlichen Ziele der Förderung bestehen nach Aus-
sage Deutschlands in der Sicherstellung von pluralisti-
scher Medienvielfalt in einem zunehmend konvergenten
Umfeld, in der Gewährleistung von Infrastrukturwettbe-
werb bei digitalen Übertragungswegen, in der effizienten
Nutzung von Frequenzen sowie in der Entwicklung neuer
Dienste und Nutzungen.

(21) Die Mabb schloss mit den privaten Sendergruppen Pro-
SiebenSat.1 und der RTL-Gruppe Verträge mit den fol-
genden wesentlichen Eckpunkten der Förderung (33):

a) Die Mabb weist den beiden Sendergruppen für die
Dauer von sieben Jahren jeweils einen Multiplex mit
je vier Programmplätzen zu.

b) Die Sendergruppen verpflichten sich, ihre wichtigsten
Fernsehprogramme ab dem 1. März 2003 fünf Jahre
lang unabhängig von der tatsächlichen Reichweite di-
gital terrestrisch zu verbreiten.

c) Die Mabb erteilt den beiden Sendergruppen einen Zu-
schuss zu den Senderkosten der digitalen terrestri-
schen Übertragung. Im Fall der RTL-Gruppe beträgt
der Zuschuss 265 000 EUR jährlich, was 66 250
EUR je Programmplatz entspricht. Im Fall von ProSie-
benSat.1 beträgt der Zuschuss 330 000 EUR jährlich,
was 82 500 EUR je Programmplatz entspricht. Die
Förderung beginnt am 1. März 2003 und erstreckt
sich über fünf Jahre. Erhöhen oder vermindern sich
die den Sendern vom Netzbetreiber berechneten Aus-
strahlungskosten, trägt die Mabb in der Regel die
Hälfte des Differenzbetrages, das heißt die Hälfte der
Mehr- oder Minderkosten.

d) In den Vereinbarungen mit der ProSiebenSat.1-Gruppe
wurde ein reichweitenbezogener Faktor aufgenom-
men (34). Die Förderung von 330 000 EUR jährlich
wird nach Ablauf der beiden ersten Förderjahre für
die restlichen drei Jahre der Laufzeit auf 250 000
EUR jährlich reduziert, wenn die digitale terrestrische
Reichweite im Empfangsgebiet über 200 000 Haus-
halte beträgt.
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(30) Berliner Amtsblatt Nr. 25 vom 24.5.2002, S. 1875.
(31) Dieses Verfahren ist in § 28 Abs. 5 des Medienstaatsvertrages dar-

gelegt. Vgl. z. B. Vertrag zwischen DSF und Mabb. Die Übertragung
von 9Live im selben Multiplex (K56) erfolgt lediglich im Testbetrieb
auf Initiative des Netzbetreibers T-Systems.

(32) Berliner Amtsblatt vom 16. April 2004.

(33) Der Vertrag mit der RTL-Gruppe wurde am 3. Juni 2003 unter-
zeichnet, der Vertrag mit ProSiebenSat.1 am 4. Dezember 2003.

(34) Die Bundesregierung hat angegeben, dass die Senderkosten der Pro-
SiebenSat.1 höher ausfallen als die der RTL-Gruppe. Von T-Systems
am 24. Mai 2005 vorgelegte Zahlen zeigen jedoch, dass die Über-
tragungskosten des ProSiebenSat.1-Multiplexes in den Jahren 2003
und 2004 unter denen des RTL-Multiplexes lagen.



(22) Nach Angaben Deutschlands entsprechen die Zuschüsse
ca. einem Drittel des Entgeltes, das die Sendergruppen
dem Sendernetzbetreiber für die Übertragung zu entrich-
ten haben. Die Förderung ist so bemessen, dass die bei-
den Sendergruppen für einen Multiplex dasselbe Entgelt
an den Netzbetreiber zu entrichten haben wie zuvor für
einen analogen Kanal. Die Förderung von einem Drittel
der Kosten der digitalen Übertragung reflektiert somit die
Tatsache, dass die Übertragung eines Multiplexes etwa
50 % teurer ist als die Übertragung eines analogen Ka-
nals. Bereits an dieser Stelle weist die Kommission darauf
hin, dass dabei jedoch in Rechnung gestellt werden muss,
dass ein Multiplex die vierfache Übertragungskapazität
eines analogen Kanals aufweist, das heißt vier Programm-
plätze statt nur eines Programmplatzes.

(23) Mit FAB und BBC World, die vor dem Umstieg ebenfalls
analog terrestrisch ausgestrahlt wurden und somit An-
spruch auf einen Programmplatz im DVB-T-Netz hatten,
schloss die Mabb Verträge mit ähnlichem Inhalt (35).
Auch im Falle dieser Sender gewährt die Mabb einen
Zuschuss zu den Senderkosten für die Dauer von fünf
Jahren. Der Zuschuss entspricht einem Drittel des an den
Sendernetzbetreiber zu entrichtenden Entgeltes. Grund-
lage für die Berechnung des Förderbetrages ist die Rech-
nung des Sendernetzbetreibers. Der Förderbetrag beträgt
jedoch höchstens 68 167 EUR im Jahr.

(24) Im Falle der Sender, die bis zum Umstieg nicht terrest-
risch übertragen wurden, das sind Eurosport, Viva plus
und DSF, schloss die Mabb eine dritte Art von Ver-
trag (36). Diesen Sendern wurden Programmplätze für
die Dauer nur eines Jahres beginnend am 1. August
2003 zugewiesen. Während dieser Zeit gewährte die
Mabb den Sendern einen Zuschuss in Höhe von je
65 000 EUR. Sofern die Ausstrahlungskosten des Sender-
netzbetreibers und damit die von den Sendern an den
Betreiber zu entrichtenden Kosten sinken, wird der För-
derbetrag entsprechend reduziert. Eine Erhöhung des Zu-
schusses ist nicht vorgesehen. Nach einer zweiten Aus-
schreibung der Programmplätze durch die Mabb am 16.
April 2004 wurden die DVB-T-Senderlizenzen und die
Förderung auf fünf Jahre verlängert.

(25) In ihrer Stellungnahme zur Eröffnungsentscheidung hat
die Bundesregierung angegeben, dass die Programmplätze

der genannten privaten Rundfunkanbieter derzeit mit ei-
nem Zuschuss von jährlich jeweils rund 60 000 EUR
gefördert werden. Im Fall der beiden Sendergruppen
RTL und ProSiebenSat.1 entspräche dies einer jährlichen
Gesamtförderung von rund 240 000 EUR je Sender-
gruppe. In der Antwort zu einem späteren Auskunftser-
suchen hat die Bundesregierung diese Angaben jedoch
berichtigt. Die öffentliche Förderung entspricht faktisch
den aus den Verträgen mit den einzelnen Rundfunkan-
bietern ersichtlichen Beträgen. Demnach hat die Mabb im
ersten vollen Jahre der Förderung 2004 die privaten
Rundfunkanbieter mit den folgenden Beträgen gefördert:
die ProSiebenSat.1 Gruppe mit 330 000 EUR, die RTL-
Gruppe mit 265 000 EUR, FAB und BBC World jeweils
mit 68 167 EUR und DSF, Eurosport und Viva Plus je-
weils mit 65 000 EUR. Auf Basis dieser Angaben beläuft
sich der gesamte von der Mabb an die privaten Rund-
funkanbieter gewährte Förderbetrag auf ungefähr 4 Mio.
EUR. Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat die Mabb
bereits ungefähr die Hälfte dieses Betrages ausgezahlt.

(26) Wie aus den Vereinbarungen zwischen der Mabb und
den jeweiligen Rundfunkanbietern ersichtlich, entrichten
die Rundfunkanbieter dem Sendernetzbetreiber für die
Übertragung ihrer Programme über das DVB-T-Netz ein
Entgelt. Gemäß der ursprünglichen Ausschreibungen
(A.6.) der Programmplätze durch die Mabb unterliegen
diese Entgelte der Regulierung durch die RegTP (37). Ge-
mäß dem bundesdeutschen Telekommunikationsgesetz
(nachfolgend TKG) vom 22. Juni 2004 muss jedoch
eine beträchtliche Marktmacht des Sendernetzbetreibers
festgestellt werden, bevor seitens der RegTP Maßnahmen
zur Entgeltregulierung auferlegt werden können (§§ 10
bis 13 TKG). Bezogen auf das DVB-T-Netz hat die RegTP
bislang jedoch noch keine Marktabgrenzung vorgenom-
men und folglich noch keine für die Entgeltregulierung
vorausgesetzte beträchtliche Marktmacht festgestellt.

(27) Eine Entgeltregulierung müsste bei festgestellter beträcht-
licher Marktmacht eines Netzbetreibers gemäß §§ 30 bis
33 TKG dem Grundsatz der Einhaltung der Kosten der
effizienten Leistungsbereitstellung folgen. T-Systems hat
angegeben, ihre Preissetzung diesem Grundsatz zu unter-
werfen, auch wenn dazu derzeit keine rechtliche Ver-
pflichtung besteht.

(28) Die Mabb finanziert die Zuschüsse zu den Senderkosten
der privaten Rundfunkanbieter aus ihrem Haushalt. Der
Haushalt der Mabb finanziert sich im Wesentlichen aus
einem Anteil von zwei Prozent des auf Berlin und Bran-
denburg entfallenden Rundfunkgebührenaufkommens
(gemäß § 40 Rundfunkstaatsvertrag und § 15 Medien-
staatsvertrag).
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(35) Die Verträge mit FAB wurden am 2. Juni 2003 und am 22. August
2003 unterzeichnet, der Vertrag mit BBC World am 2. Dezember
2003.

(36) Die Übertragung von 9Live im selben Multiplex erfolgt auf Initiative
des Netzbetreibers T-Systems und mit Zustimmung der Mabb ledig-
lich im Testbetrieb. Für 9Live gibt es bisher weder eine förmliche
Kapazitätszuweisung noch eine Förderung durch die Mabb.

(37) Berliner Amtsblatt Nr. 25 vom 24. Mai 2002, S. 1875 und Berliner
Amtsblatt vom 16. April 2004.



(29) Die Mabb gewährt die beschriebene Förderung lediglich
den privaten Rundfunkanbietern. Die öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten finanzieren ihre Aufwendungen
für die DVB-T-Übertragung aus dem ihnen zustehenden
Rundfunkgebührenaufkommen. Laut KEF-Berichten wen-
dete die ARD im Zeitraum von 2001 bis 2004 für
DVB-T bundesweit insgesamt 43,9 Mio. EUR auf, das
ZDF insgesamt 35,6 Mio. EUR (38). Eine regionale Auf-
schlüsselung ist den KEF-Berichten nicht zu entnehmen.
Es muss jedoch davon ausgegangen werden, dass ein
wesentlicher Teil dieser Mittel für die DVB-T-Übertragung
in Berlin-Brandenburg zur Verfügung gestanden hat, da
dies das erste und im beschriebenen Zeitraum am längs-
ten laufende DVB-T-Projekt in Deutschland war. Nach
dem Start der DVB-T-Übertragung in Berlin-Brandenburg
am 1. November 2002 folgten erst am 24. Mai 2004 der
Start in Nordrhein-Westfalen sowie in der zweiten Jahres-
hälfte 2004 der Start im Rhein-Main-Gebiet und in Nord-
deutschland.

C. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN PRÜF-
VERFAHRENS

(30) In ihrer Eröffnungsentscheidung stellte die Kommission
zunächst fest, dass die beschriebene Maßnahme alle Kri-
terien des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag zu erfüllen
scheint und damit als staatliche Beihilfe anzusehen wäre.
Im Besonderen unterschied die Kommission zwischen
zwei Arten von potenziell Begünstigten, den privaten
Rundfunkanbietern als unmittelbar Begünstigten und
dem Sendernetzbetreiber T-Systems als mittelbar Begüns-
tigtem.

(31) Die Kommission äußerte darüber hinaus Zweifel an der
Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem EG-Vertrag. Weder die
Ausnahmen vom generellen Beihilfeverbot nach Arti-
kel 87 Absatz 2 noch die Ausnahme nach Artikel 87 Ab-
satz 3 Buchstabe c EG-Vertrag schienen erfüllt zu sein.
Als besonders problematisch hob der Kommission her-
vor, dass die Beihilfe das Gebot der Technologieneutrali-
tät zu verletzen scheint. Ferner warf die Kommission die
Frage auf, ob die Beihilfe als Kompensation für eine
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse angesehen werden könnte.

(32) Letztlich leitete die Kommission das förmliche Prüfver-
fahren ein, um Deutschland und den beteiligten Parteien
Gelegenheit zu geben, zur vorläufigen Einschätzung der
Kommission hinsichtlich der beschriebenen Maßnahme
Stellung zu nehmen und der Kommission sachdienliche
Informationen zugänglich zu machen.

III. STELLUNGNAHME VON BETEILIGTEN

(33) NSAB übermittelte zwei Stellungnahmen, in denen die
von der Kommission in der Eröffnungsentscheidung ge-
äußerten Einschätzungen generell unterstützt werden.
Konkret teilt NSAB die Auffassung, dass die es sich bei
der Maßnahme um eine staatliche Beihilfe handele, für
die zudem keine Ausnahmeregelung geltend gemacht
werden könne. NSAB betont insbesondere den nicht-
technologieneutralen Charakter der Maßnahme sowie
die negativen Wettbewerbseffekte für Betreiber von Ka-

bel- und Satellitennetzwerken, die durch die mittelbare
Begünstigung von T-Systems verursacht werden.

(34) Die Stellungnahme der ProSiebenSat.1 betont die Bedeu-
tung der Förderung für den Erfolg des digitalen Umstiegs
aus Unternehmenssicht. Ohne Förderung hätte ProSie-
benSat.1 in Berlin-Brandenburg das ersatzlose Abschalten
der terrestrischen Übertragung in Erwägung gezogen. Zu-
dem berge der Umstieg das Risiko, dass die terrestrische
Reichweite plötzlich abfalle und damit die Finanzierung
der kommerziellen Rundfunkanbieter durch Werbeein-
nahmen negativ beeinflusse. ProSiebenSat.1 weist zudem
darauf hin, dass die Teilnahme der großen privaten Sen-
dergruppen neben den öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten am Umstieg notwendig war, um eine ausrei-
chende Verbraucherakzeptanz zu erreichen. Des Weiteren
führt ProSiebenSat.1 an, dass der durch die Förderung
entstandene Vorteil durch die Zahlung der Übertragungs-
entgelte an den Sendernetzbetreiber T-Systems weiterge-
reicht worden ist. Zuletzt gibt ProSiebenSat.1 an, dass die
Förderung der Mabb den Wettbewerbsvorteil der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten verringere, denen für
die Einführung von DVB-T eine erhebliche finanzielle
Ausstattung mit Gebührenmitteln zur Verfügung stehe.

(35) In der Stellungnahme von ECCA wird die von der Kom-
mission in der Eröffnungsentscheidung geäußerte Ein-
schätzung generell unterstützt. ECCA weist insbesondere
darauf hin, dass die beschriebene Maßnahme die Betrei-
ber anderer Rundfunkübertragungswege, die sich aus-
schließlich über die Kapitalmärkte finanzieren, benachtei-
lige.

(36) Die Stellungnahme von ESOA unterstützt gleichfalls die
in der Eröffnungsentscheidung dargelegte Einschätzung
der Kommission, dass die beschriebene Maßnahme eine
mit dem EG-Vertrag unvereinbare, staatliche Beihilfe dar-
stellt. ESOA hebt zudem hervor, dass Satelliten in vieler-
lei Beziehung eine kostengünstigere und marktgerechtere
Form der Rundfunkübertragung böten als die digitale
Terrestrik.

(37) Die DTAG übermittelte eine Stellungnahme, in der in
Zweifel gezogen wird, dass die Förderung durch die
Mabb staatliche Mittel und somit eine Beihilfe darstellen.
Darüber hinaus führt die DTAG an, dass T-Systems nicht
als mittelbar begünstigtes Unternehmen angesehen wer-
den könne. T-Systems erhalte für die DVB-T-Übertragung
ein marktgerechtes Entgelt und habe die Frequenzen zu-
dem in einem offenen und transparenten Angebotsver-
fahren zugeteilt bekommen. Die Förderung müsse zudem
als Ausgleichszahlung für die Erbringung gemeinwirt-
schaftlicher Leistungen seitens der privaten Rundfunkan-
bieter angesehen werden. Diese hätten auf die analoge
terrestrische Übertragung verzichtet und auf die DVB-T-
Übertragung umgestellt. Damit sei auch das Vorliegen
einer mittelbaren Beihilfe zugunsten von T-Systems aus-
geschlossen. Zuletzt stellt die DTAG in Abrede, dass es
zu einer Wettbewerbsverzerrung zwischen den Übertra-
gungswegen Terrestrik, Kabel und Satellit gekommen ist,
da die drei Übertragungswege aus Sicht der Verbraucher
nicht untereinander austauschbar seien.
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(38) Die Kommission stellt fest, dass die übrigen Stellungnah-
men nach der vorgesehenen Frist von einem Monat ein-
gegangen sind und die interessierten Parteien keine Frist-
verlängerung beantragt haben. Da diese Stellungnahmen
jedoch dazu beigetragen haben, Form und Wirkung der
vorliegenden Maßnahme vollumfänglich zu erfassen, wer-
den sie im Folgenden im Interesse der Wahrung einer
größtmöglichen Transparenz wiedergegeben. Sämtliche
Stellungnahmen und Auskünfte sind Deutschland zudem
mit Gelegenheit zur Stellungnahme zugeleitet worden.

(39) Der Deutsche Kabelverband äußert in seinen Stellungnah-
men die Ansicht, dass die Maßnahme eine einseitige För-
derung von DVB-T durch öffentliche Gelder darstelle, die
zu einer schwerwiegenden Wettbewerbsverzerrung unter
den miteinander konkurrierenden Netzinfrastrukturen
führe. Der Aufbau des DVB-T-Netzes erfolge ohne wirt-
schaftliches Risiko für den Netzbetreiber, da die Teil-
nahme der privaten Rundfunkanbieter durch die Zahlung
der Fördergelder sichergestellt werde. Des Weiteren führt
der Deutsche Kabelverband an, dass weder die Ausschrei-
bung des DVB-T-Netzes durch die RegTP noch die Aus-
schreibung der Rundfunklizenzen durch die Mabb als
offen und transparent bezeichnet werden können. Der
Verband zieht darüber hinaus in Zweifel, dass die Förde-
rung notwendig war, da die Markteilnehmer ein Eigen-
interesse am Umstieg gehabt bzw. Alternativen zur vor-
genommenen Förderung bestanden hätten. Letztlich führt
der Verband an, dass die Förderung nicht angemessen ist,
da die Fördermittel nicht nach den konkreten Kosten der
Sender berechnet werde.

(40) In ähnlicher Weise äußert sich ANGA, die gleichfalls auf
die fehlende Ergebnisoffenheit der Ausschreibungen auf
Ebene des Sendernetzbetriebs und der Rundfunklizenzen
hinweist. Auch auf das Eigeninteresse des Sendernetzbe-
treibers und der Rundfunkanbieter am digitalen terrestri-
schen Umstieg wird hingewiesen. ANGA betont des Wei-
teren die gezielte Ausrichtung von DVB-T gegen Kabel
und widerspricht Argumenten, wonach DVB-T zur Siche-
rung der Meinungsvielfalt bzw. aus sozialpolitischen
Gründen zu rechtfertigen wäre. Letztlich argumentiert
ANGA, dass mit der Erhebung von Kundenentgelten
eine Alternative zur Förderung gegeben hätte.

(41) Die Stellungnahme der Kabel BW führt an, dass die För-
derung von DVB-T durch die Mabb zu einer Wettbe-
werbsverfälschung zum Nachteil der Satelliten- und Ka-
beldienste geführt habe. Mittels eines analytischen Kos-
tenmodells versucht Kabel BW zudem zu belegen, dass
eine Förderung des DVB-T-Netzes in Berlin-Brandenburg
nicht nötig wäre, da die Gebühren des Sendernetzbetrei-
bers ausreichend wären, um die Kosten der digitalen ter-
restrischen Übertragung zu decken. Die Kabel BW folgert
daraus, dass eine Kompensation in Form der Förderung
durch die Mabb nicht nötig ist, selbst wenn der Aufbau
des DVB-T-Netzes als Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse anerkannt würde.

IV. BEMERKUNGEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND

(42) Deutschland äußert in seiner Stellungnahme zur Eröff-
nungsentscheidung die Ansicht, dass die von der Mabb
gewährten Fördermitteln keine staatliche Beihilfe nach
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellen. Zu ersten

handele es sich bei diesen Fördermitteln nicht um staat-
liche Mittel, da die Gelder nicht staatlicher Kontrolle un-
terliegen, sondern die Mabb unabhängig über deren Ver-
wendung entscheide. Zum zweiten erfülle die Förderung
nicht den Tatbestand der Bestimmtheit der Begünstigung.
Sowohl im Hinblick auf die privaten Rundfunkanbieter
als unmittelbar Begünstigte als auch im Fall des Sender-
netzbetreibers als mittelbar Begünstigtem scheide die Be-
stimmtheit aus, da die Förderung der betroffenen Unter-
nehmen das Ergebnis von offenen und transparenten
Ausschreibungsverfahren sei. Damit sei eine Begünsti-
gung zugunsten eines speziellen Unternehmens ausge-
schlossen. Drittens führt Deutschland an, dass die Förde-
rung nicht den Wettbewerb verfälsche. Auf Ebene der
Rundfunkanbieter erhöhe der digitale Umstieg den Wett-
bewerb, da nun Kapazitäten für zusätzliche Programme
zur Verfügung ständen. Auf Ebene der Sendernetzbetrei-
ber bestehe keine ausreichende Austauschbarkeit der ver-
schiedenen Übertragungswege, was eine notwendige Vo-
raussetzung für eine Wettbewerbsverzerrung wäre.

(43) Für den Fall, dass die Kommission die vorliegende Maß-
nahme als staatliche Beihilfe qualifizieren sollte, macht
die Bundesregierung die Vereinbarkeit der Maßnahme
mit dem EG-Vertrag gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe c, Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d oder Artikel 86
Absatz 2 EG-Vertrag geltend.

(44) Gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c trage die Maß-
nahme zur Entwicklung des Rundfunksektors bei, da-
durch dass DVB-T die Übertragung von mehr Fernseh-
sendern ermögliche und die Entwicklung neuer Dienste
wie interaktive Fernsehdienste oder mobilen und portab-
len Empfang anrege. Zudem fördere die Maßnahme die
Medienvielfalt, den Wettbewerb zwischen den verschiede-
nen digitalen Übertragungswegen und eine effiziente Nut-
zung von Frequenzen. Deutschland argumentiert darüber
hinaus, dass die Förderung in der vorliegenden Form
notwendig und angemessen ist, da die Marktkräfte allein
nicht ausgereicht hätten, um den Umstieg herbeizuführen
und es sich bei der Förderung um eine verhältnismäßig
geringe Anschubförderung handele.

(45) Auf Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-
Vertrag argumentiert Deutschland, dass die vorliegende
Maßnahme als Beihilfe zur Förderung der Kultur zu
rechtfertigen sei. Die Förderung diene der Ausgestaltung
eines pluralistischen Rundfunksystems und falle somit in
die Kulturkompetenz der Mitgliedsstaaten.

(46) Letztlich argumentiert Deutschland, dass es sich bei der
Ausstrahlung der Fernsehprogramme über DVB-T um
eine Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen In-
teresse handele und die Beihilfe nach Artikel 86 Absatz 2
EG-Vertrag genehmigungsfähig sei. Die privaten Rund-
funkanbieter seien durch die Verträge mit der Mabb
über die Zuweisung der Kapazitäten und die Förderung
mit der Erbringung der Dienstleistung „Teilnahme am
digitalen Übergang und Ausstrahlung der Programme
über die digitale Terrestrik“ betraut worden. Ohne die
Förderung hätte keine Bereitschaft der privaten Rund-
funkanbieter bestanden, über das DVB-T-Netz zu senden,
was die Überlebensfähigkeit dieses Übertragungsweges in
Frage gestellt hätte, an deren Beibehaltung ein öffentli-
ches Interesse bestehe.
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(47) In seiner Antwort zu den Stellungnahmen der interessier-
ten Parteien weist Deutschland darauf hin, dass bei der
Infrastrukturregulierung gemäß der Richtlinie
2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrah-
men für elektronische Kommunikationsnetze und
-dienste (Rahmenrichtlinie) (39) in der Regel von unter-
schiedlichen Märkten für Kabel, Satellit und Terrestrik
ausgegangen wird. Den Beleg einer konkreten Benachtei-
ligung von Kabel oder Satellit durch den digitalen Um-
stieg in Berlin-Brandenburg seien die Betreiber dieser
Netzwerke zudem bislang schuldig geblieben. Kein Rund-
funkanbieter habe bislang die Verbreitung via Satellit auf-
gegeben, weil die Mabb den Umstieg zu DVB-T fördere.
Andererseits führt die Bundesregierung an, dass sie mit
der Maßnahme einen „lebensfähigen infrastrukturbasier-
ten Wettbewerb“ erreichen will, von dem — wie im Falle
des Breitbandsektors — eine positive Wirkung erwartet
werden könne.

(48) In seiner Antwort zu weiteren Stellungnahmen von inte-
ressierten Parteien weist Deutschland insbesondere Argu-
mente zurück, die die Offenheit und Transparenz der
Frequenzzuteilung in Zweifel ziehen. Darüber hinaus
stellt Deutschland in Frage, dass die von Kabelnetzbetrei-
bern vorgelegten Kundenzahlen eine Wettbewerbsbeein-
trächtigung der Kabelnetzbetreiber durch den Start von
DVB-T belegen. Deutschland betont hingegen die starke
Wettbewerbsposition der Kabelnetzbetreiber.

V. RECHTLICHE WÜRDIGUNG

V.1 Staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag

(49) Die Kommission hat geprüft, ob die Maßnahme als staat-
liche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag anzusehen ist, wonach „staatliche oder aus staatlichen
Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, soweit sie den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.“

Staatliche Mittel

(50) In der Eröffnungsentscheidung stellt die Kommission fest,
dass die von einer vom Staat benannten oder errichteten
privaten oder öffentlichen Einrichtung gewährten Vorteile
ebenfalls in den Geltungsbereich von Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag fallen (40). Weiter heißt es, die Mabb könne
als eine solche vom Staat benannte oder errichtete öffent-
liche Einrichtung angesehen werden, die eine öffentliche

Aufgabe erfülle, und die von dieser Einrichtung geleiste-
ten Zahlungen seien als staatliche Mittel im Sinne von
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag anzusehen (41).

(51) Deutschland antwortete darauf, dass eine Maßnahme nur
dann als staatliche Mittel anzusehen sei, wenn sie die
staatlichen Haushalte belaste. Da der Zuschuss keine fi-
nanzielle Belastung für die Haushalte der Länder Berlin
und Brandenburg mit sich bringe, sondern über die
Rundfunkgebühr finanziert werde, erfolge die Förderung
nicht aus staatlichen Mitteln. Außerdem entscheide die
Mabb in Eigenverantwortung und entsprechend ihrer
staatsunabhängigen Organisationsstruktur darüber, wel-
che konkreten Maßnahmen notwendig seien, um den
digitalen Umstieg zu fördern. Eine direkte Einflussnahme
des Staates liege somit nicht vor.

(52) Nach Auffassung der Kommission werden die von der
Mabb geleisteten Zahlungen mittelbar aus staatlichen Mit-
teln gewährt und sind dem Staat zuzurechnen. Die Zahl-
ungen werden aus den Haushaltsmitteln der Mabb finan-
ziert. Ungeachtet dessen, ob die deutschen Rundfunkge-
bühren, aus denen sich der Haushalt der Mabb finanziert,
als staatliche Mittel einzustufen sind oder nicht, müssen
diese Gelder von dem Zeitpunkt an als staatliche Mittel
betrachtet werden, ab dem sie in den Haushalt der Mabb
einfließen. Die Tatsache, dass diese Gelder von Privatper-
sonen eingezogen werden, wie Deutschland argumentiert,
steht in jedem Fall nicht im Widerspruch zu der Fest-
stellung, dass die Haushaltsmittel der Mabb als staatliche
Mittel anzusehen sind. Entsprechend gelten von Privat-
personen erhobene Steuern als staatliche Mittel, wenn
die Steuern vom Staat erhoben und eingezogen worden
sind. Die der Mabb durch die Gewährung des Vorteils
entstandenen Kosten stellen eindeutig eine Belastung für
den Haushalt der Mabb dar.

(53) Darüber hinaus handelt es sich bei der Mabb um eine
öffentliche Einrichtung, die durch den Medienstaatsver-
trag der Länder Berlin und Brandenburg begründet wor-
den ist. Der Vertrag legt die Organisationsstruktur der
Mabb fest und weist ihr eine breite Palette öffentlicher
Aufgaben im Bereich Rundfunk- und Frequenzmanage-
ment zu. Außerdem untersteht die Mabb der staatlichen
Rechtsaufsicht, die von der Landesregierung von Bran-
denburg und von der Berliner Senatsverwaltung ausgeübt
wird (42), die Haushaltsführung wird vom Rechnungshof
von Berlin geprüft (43). Die im vorliegenden Fall relevante
öffentliche Aufgabe ist im Medienstaatsvertrag sowie im
Rundfunkstaatsvertrag niedergelegt und wird als Förde-
rung der technischen Infrastruktur für die Rundfunkver-
sorgung und von Projekten für neuartige Rundfunküber-
tragungstechniken beschrieben (44). Speziell in Bezug auf
den digitalen Umstieg weist der Medienstaatsvertrag
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der Mabb die Aufgabe zu, die Umstellung auf die digitale
Übertragungsweise zu überwachen und die hierfür erfor-
derlichen Maßnahmen gegebenenfalls durch Satzung fest-
zulegen (45). So ist die Mabb berechtigt, besondere Rege-
lungen für die Vergabe digitaler terrestrischer Frequenzen
zu treffen. Hierzu kann sie Verträge schließen, in denen
die Entwicklung der digitalen Technologie und des Ge-
samtangebots festgelegt wird (46). Die Mabb berief sich
auf diese Bestimmungen des Medienstaatsvertrags, als
sie am 9. Juli 2001 die DVB-T-Satzung annahm, am
13. Februar 2002 mit mehreren terrestrischen Rundfunk-
anbietern die Umstiegsvereinbarung schloss und im Laufe
des Jahres 2003 mit den einzelnen privaten Rundfunk-
anbietern die Vereinbarungen über die jeweiligen DVB-T-
Lizenzen und die entsprechende Förderung abschloss. Die
Kommission vertritt daher die Auffassung, dass die vor-
liegende Maßnahme dem Staat zuzurechnen ist.

(54) Schließlich kann es gemeinschaftsrechtlich nicht zulässig
sein, dass Vorschriften über staatliche Beihilfen allein da-
durch umgangen werden, dass unabhängige Einrichtun-
gen geschaffen werden, denen die Verteilung der Beihilfen
übertragen wird (47). Obwohl der Medienstaatsvertrag ein
gewisses Maß an Unabhängigkeit zulässt, werden die von
der Mabb zu erfüllenden öffentlichen Aufgaben klar defi-
niert und ihr bei der Verwendung der Haushaltsmittel
kaum Ermessensspielraum zugestanden. Die der Mabb
zugestandene Unabhängigkeit schließt insbesondere nicht
aus, dass ihre Tätigkeit und vor allem die Verwendung
ihrer Finanzmittel von politischen Überlegungen und
nicht nur wirtschaftlichen Überlegungen geleitet werden.
Das Fehlen wirtschaftlicher Überlegungen ist im vorlie-
genden Fall beispielsweise daran ablesbar, dass die Förde-
rung in Form nicht rückzahlbarer Zuschüsse ohne direk-
ten Nutzen für die Mabb gewährt wird.

Wirtschaftlicher Vorteil

(55) In der Eröffnungsentscheidung vertrat die Kommission
die Auffassung, dass die Maßnahme offensichtlich zwei
Gruppen von Begünstigten zugute kommt, erstens priva-
ten Rundfunkanbietern als unmittelbar Begünstigten und
zweitens dem Betreiber des DVB-T-Netzes T-Systems als
mittelbar Begünstigtem.

(56) Auf Ebene der Rundfunkanbieter deckt der von Mabb
gewährte Zuschuss für einen Zeitraum von fünf Jahren
einen Teil der Ausstrahlungskosten der privaten Rund-
funkanbieter über das DVB-T-Netz. Die Förderung ent-
lastet sie somit von Aufwendungen, die Teil ihrer norma-
len Betriebskosten sind.

(57) Deutschland hat geltend gemacht, dass der Mabb-Zu-
schuss als Ausgleich für den Verzicht der Rundfunkanbie-
ter auf ihre bisherigen analogen terrestrischen Lizenzen
anzusehen sei und diese daher nicht begünstigt werden.
Eine Reihe von Gründen spricht jedoch gegen diese Ar-
gumentation.

(58) Erstens berücksichtigt der Zuschuss in keiner Weise die
Restlaufzeit der verschiedenen analogen terrestrischen Li-
zenzen. Tatsächlich wird der Zuschuss auch Programmen
gewährt, die vorher nicht im terrestrischen Netz vertreten
waren (48) oder deren Lizenz kurz vor der Analogabschal-
tung am 28. Februar 2003 ausliefen (49). In den Verein-
barungen mit privaten Rundfunkanbietern ist der Zu-
schuss in jedem Fall ausschließlich und ausdrücklich an
die Übertragungskosten im neuen DVB-T-Netz und nicht
an den Verzicht auf die analogen terrestrischen Lizenzen
gebunden.

(59) Da zweitens der Umstieg mehrere Jahren im Voraus ge-
plant wurde, hätte die Mabb die Laufzeit der analogen
terrestrischen Lizenzen bis zum Umstiegsdatum befristen
können, um etwaigen Kompensationsansprüchen seitens
der privaten Rundfunkanbieter vorzubeugen. Derart
wurde beispielsweise in Bayern und dem Vereinigten Kö-
nigreich verfahren.

(60) Drittens wurden die im analogen terrestrischen Netz ver-
tretenen privaten Rundfunkanbieter bereits dadurch für
ihre Analogabschaltung — falls nicht ganz, so doch zu-
mindest teilweise — entschädigt, dass ihnen DVB-T-Pro-
grammplätze zugewiesen wurden. Die RTL-Gruppe und
ProSiebenSat.1 erhielten effektiv mehr DVB-T-Programm-
plätze als sie zuvor im analogen terrestrischen Netz in-
nehatten.

(61) Hinsichtlich der Übertragungskosten ist viertens anzu-
merken, dass der Zuschuss nicht als befristete Förderung
konzipiert ist, um die Umstellung während der Simulcast-
Phase zu erleichtern (die im Falle der privaten Rundfunk-
anbieter nur vier Monate dauerte), sondern er erstreckt
sich auf fünf Jahre nach dem Umstieg. Darüber hinaus
liegen die Übertragungskosten je Programmplatz bei
DVB-T unter denen der analogen Übertragung, so dass
die Rundfunkanbieter beim Umstieg auf DVB-T sogar
ohne jede Förderung pro Programmplatz Kosteneinspa-
rungen erzielen.

(62) Auf Netzebene deutet vieles darauf hin, dass der Sender-
netzbetreiber T-Systems einen indirekten Vorteil aus dem
Mabb-Zuschuss zieht (50). Gemäß den Vereinbarungen
zwischen der Mabb und den privaten Rundfunkanbietern
— deren integraler Bestandteil die finanzielle Förderung
ist — hat T-Systems die Zusicherung, dass insbesondere
die beiden größten privaten Rundfunkanbieter in
Deutschland, auf die rund 90 % der gesamten Fernseh-
werbeeinnahmen und nahezu die Hälfte der Fernsehzu-
schauer entfallen (51), fünf Jahre lang das DVB-T-Netz
nutzen werden. Die garantierte Teilnahme der privaten
deutschen Rundfunkanbieter ist für T-Systems daher als
Einkommensgarantie wichtig.
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(45) Medienstaatsvertrag, § 46 Absatz 3.
(46) Medienstaatsvertrag, § 46 Absatz 4.
(47) Rs. C-482/99, Randnummer 23 und darin genannte Verweise.

(48) Dies gilt beispielsweise für DSF, Eurosport und Viva Plus sowie für
die Programme Super RTL, N24 und Kabel 1, die zu bisher im
analogen terrestrischen Netz vertretenen Rundfunkanbietern zählen.

(49) Die analoge terrestrische Lizenz von RTL II lief am 30. September
2002 und die von ProSieben am 28. November 2002 aus.

(50) Obwohl RBB einen Teil des DVB-T-Netzes (zwei Multiplexe) auf-
baut, kann er nicht als Begünstigter angesehen werden, da diese
Multiplexe ausschließlich von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten genutzt werden, die keine Zuschüsse der Mabb erhalten.

(51) Media Perspektiven, Basisdaten: Daten zur Mediensituation in
Deutschland 2004, S. 11 und 18, AGF/GfK Fernsehforschung und
I-Punkt Deutschland, Nielsen Media Research.



(63) Verglichen mit einer Situation ohne Förderung könnte
T-Systems darüber hinaus in der Lage sein, von den pri-
vaten Rundfunkanbietern höhere Übertragungsgebühren
zu verlangen als unter normalen Marktbedingungen (52)
und möglicherweise eine Belastung der Endnutzer (Abon-
nentengebühren) für den Zugang zu DVB-T umgehen,
wie dies beispielsweise in den Niederlanden und Schwe-
den geschieht. Eine Festlegung, inwiefern die von der T-
Systems gegenwärtig erhobenen, nicht preisregulierten
Übertragungsgebühren marktgerechte Preise übersteigen,
ist jedoch nicht möglich. Daher ist es auch nicht möglich,
den Preis zu bestimmen, den die privaten Rundfunkan-
bieter ohne die Beihilfe zu zahlen bereit gewesen wären,
und somit zu bestimmen, ob es eine Übertragung staat-
licher Mittel gegeben hat.

Wettbewerbsverfälschung

Zuteilung der Netz- und Rundfunklizenzen

(64) Deutschland macht geltend, dass die Maßnahme den
Wettbewerb nicht verfälscht, da sie weder den privaten
Rundfunkanbietern noch dem Sendernetzbetreiber T-Sys-
tems einen selektiven Vorteil gewähre, da die Lizenzen
mittels offener und transparenter Ausschreibungsverfah-
ren erworben worden sind. Grundsätzlich habe jeder
Rundfunkanbieter oder Sendernetzbetreiber von der För-
derung profitieren können, so dass die Maßnahme nicht
als selektiv angesehen werden könne. Insbesondere im
Falle von mittelbar Begünstigten müsse eine Maßnahme
selektiv sein, um als Beihilfe eingestuft werden zu kön-
nen.

(65) Die Kommission bezweifelt, dass die Ausschreibungsver-
fahren dergestalt waren, den selektiven wirtschaftlichen
Vorteil des Mabb-Zuschusses auf ein Mindestmaß zu be-
grenzen bzw. sogar ganz aufzuheben und somit hinrei-
chend, um einer Wettbewerbsverfälschung vorzubeugen.

(66) Auf Ebene der Rundfunkanbieter wurden die meisten
Lizenzen tatsächlich ohne jedes Ausschreibungsverfahren
vergeben. Von den insgesamt vierzehn DVB-T-Pro-
grammplätzen, die privaten Rundfunkanbietern vorbehal-
ten waren und für die ein Zuschuss der Mabb vorgesehen
war, vergab die Mabb zehn ohne Ausschreibungsverfah-
ren. Ausschlaggebend für die direkte Zuteilung dieser
Programmplätze war, dass die jeweiligen Rundfunkanbie-
ter (RTL-Gruppe, ProSiebenSat.1, BBC World und FAB)
bereits im analogen terrestrischen Netz vertreten wa-
ren (53). Entgegen dem Argument Deutschlands gab es
im Falle dieser Rundfunkanbieter keinerlei Ausschrei-
bungsverfahren, das den durch die Förderung der Mabb
gewährten selektiven Vorteil eventuell hätte aufheben
können.

(67) Für die verbleibende, für private Rundfunkanbieter vor-
gesehene Übertragungskapazität veröffentlichte die Mabb
am 8. Mai 2002 eine erste Ausschreibung und am
16. April 2004 eine zweite Ausschreibung (54). Obgleich
die Vergabe von Lizenzen durch Ausschreibungsverfah-
ren der direkten Vergabe grundsätzlich vorzuziehen ist,
kann nach Auffassung der Kommission aus verschiede-
nen Gründen nicht davon ausgegangen werden, dass die
Ausschreibungsverfahren im vorliegenden Fall den wirt-
schaftlichen Vorteil der Mabb-Förderung auf ein Mindest-
maß begrenzt oder sogar aufgehoben hätten und daher
hinreichend gewesen wären, einer Wettbewerbsverfäl-
schung vorzubeugen. Keine der beiden Ausschreibungen
enthielt eine dahingehende verbindliche Zusage, dass die
Mabb die Übertragungskosten subventionieren würde. In
der ersten Ausschreibung hieß es ausdrücklich, dass die
Förderung von verschiedenen mit dem Sendernetzaufbau
verbundenen Bedingungen abhängen werde. Außerdem
enthielten die Ausschreibungen keinen Hinweis auf die
mögliche Höhe des Förderbetrags. In den jeweiligen Aus-
schreibungsbedingungen wurde lediglich erwähnt, dass
die jährlichen Übertragungskosten je Programmplatz vo-
raussichtlich zwischen 150 000 EUR und 200 000 EUR
liegen würden. Die Kommission ist daher der Auffassung,
dass die beiden Ausschreibungsverfahren nicht hinrei-
chend transparent waren, um sicher zu stellen, dass der
aus dem Mabb-Zuschuss erwachsende Vorteil in den Ge-
boten der Rundfunkanbieter hinreichend berücksichtigt
bzw. dass jegliche Selektivität ausgeschlossen werden
konnte (55).

(68) Auf Netzebene leitete die RegTP am 10. Juli 2002 ein
erstes Frequenzzuteilungsverfahren für acht regionale
Multikomplexe ein und am 27. November 2002 ein
zweites Verfahren für einen bundesweiten Multikom-
plex (56). Diese Verfahren reichten nach Auffassung der
Kommission nicht aus, um einen möglichen durch die
Förderung der Mabb gewährten wirtschaften Vorteil für
den Sendernetzbetreiber T-Systems aufzuheben, und kön-
nen deshalb den Wettbewerb verfälscht haben:

a) Erstens wiesen die Ausschreibungsbedingungen nicht
auf die von der Mabb für die Nutzung des DVB-T-
Netzes gewährte finanzielle Unterstützung zugunsten
der Rundfunkanbieter hin; ferner stand der genaue
Förderbetrag zum Zeitpunkt der Veröffentlichung
der Ausschreibungen noch überhaupt nicht fest. Da
die Bieter über der Existenz der Beihilfe im Unklaren
waren, konnten sie kein entsprechend höheres oder
besseres Lizenzgebot abgeben. Das Argument der
Bundesregierung, die Bieter hätten die geplante finanz-
ielle Unterstützung der Mabb aus der am 13. Februar
2002 unterzeichneten Umstiegsvereinbarung herleiten
können, ist nicht plausibel. In der Umstiegsvereinba-
rung wurde nicht ausgeführt, wie die Mabb den Aus-
bau des DVB-T Netzes fördern würde noch enthält sie
einen Hinweis auf den möglichen Förderbetrag.
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(52) Dabei ist hervorzuheben, dass die Preisbildung von T-Systems im
DVB-T-Netz nicht reguliert ist, da RegTP den Markt für Rundfunk-
Übertragungsdienste im Rahmen des neuen Regulierungsrahmens
für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste noch nicht
analysiert hat, d. h. „Markt 18“: Rundfunk-Übertragungsdienste zur
Bereitstellung von Sendeinhalten für Endnutzer. Siehe Empfehlung
der Kommission 2003/311/EG vom 11. Februar 2003.

(53) Medienstaatsvertrag, § 6a.

(54) Siehe Randnummern 16 und 17.
(55) Bei einem völlig transparenten und offenen Ausschreibungsverfah-

ren wäre von den bietenden Rundfunkanbieter zu erwarten, dass sie
einen zuschussbedingten Vorteil ganz oder teilweise in höhere oder
qualitativ bessere Lizenzgebote umsetzen.

(56) Siehe Randnummer 13—15.



b) Zweitens, als Betreiber und Eigentümer des analogen
terrestrischen Netzes und als Teilnehmer an dem frü-
heren DVB-T-Pilotprojekt in Berlin-Brandenburg war
T-Systems bei der Einreichung eines Angebots gegen-
über Neuanbietern im Markt im Vorteil. Selbst wenn
Wettbewerber einen Teil der terrestrischen Infrastruk-
tur von T-Systems anmieten könnten, um ein DVB-T-
Netz aufzubauen, ist davon auszugehen, dass T-Sys-
tems als etablierter Betreiber des terrestrischen Netzes
in ganz Deutschland einen komparativen Vorteil ge-
genüber jedem Neuanbieter hat.

c) Drittens betreibt T-Systems die DVB-T-Multiplexe, die
formell der regionalen öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalt RBB zugewiesen wurden. Dies verschafft
T-Systems den zusätzlichen Vorteil, den für die Über-
tragung der RBB- und ARD-Programmplätze vorbe-
haltenen Teil des DVB-T-Netzes zu betreiben. Im Ge-
gensatz zu Wettbewerbern kann T-Systems somit
Größen- und Verbundvorteile nutzen.

d) Viertens heißt es, wie bereits in Randnummer 15 er-
wähnt, in der RegTP-Verfügung über die Zuteilung des
bundesweiten Multiplexes, dass dieser von ein und
demselben Sendernetzbetreiber betrieben werden
muss, wodurch regionale Mitbieter praktisch ausge-
schlossen wurden. Des Weiteren heißt es, dass die
Frequenzen für diesen Multiplex im Einzelnen noch
nicht bekannt sind, wodurch die Unsicherheit bei
der DVB-T-Einführung noch erhöht wurde.

(69) Auf Netzebene waren die Ausschreibungsverfahren dem-
nach durch ein hohes Maß an Unsicherheit und man-
gelnde Transparenz verbunden mit einer starken Position
des etablierten terrestrischen Sendernetzbetreibers T-Sys-
tems gekennzeichnet. Diese Gemengelage machte es für
jedes andere Unternehmen als den etablierten terrestri-
schen Sendernetzbetreiber T-Systems schwierig, ein An-
gebot für den Netzbetrieb abzugeben. Tatsächlich reichte
als einziges Unternehmen T-Systems ein Angebot für den
Betrieb der fraglichen Multiplexe ein. In ihrer Antwort
auf die Eröffnungsentscheidung hat Deutschland einge-
räumt, dass im Bereich der Organisation des Sendernetz-
betriebs keine voll marktkonformen Bedingungen bestan-
den. Dabei wird auf die starke Stellung des Netzbetreibers
T-Systems als Nachfolger des früheren Fernmeldemono-
pols verwiesen (57). Aufgrund dieser günstigeren Aus-
gangslage für den Betrieb des DVB-T-Netzes hat T-Sys-
tems ein Angebot unterbreitet, das dem wirtschaftlichen
Vorteil, der sich aus dem Betrieb des Sendernetzes ergibt,
möglicherweise nicht in vollem Umfang gerecht wird.
Die Ausschreibungsverfahren müssen daher als unzurei-
chend angesehen werden, um die Selektivität der Maß-
nahme auszuschließen und somit einer Wettbewerbsver-
fälschung vorzubeugen.

(70) Selbst wenn T-Systems im Laufe des Ausschreibungsver-
fahrens ein Angebot eingereicht hätte, das alle sich für

den Bieter ergebenden direkten und indirekten wirtschaft-
lichen Vorteile berücksichtigt hätte, hätte dies nichts da-
ran geändert, dass die Maßnahme Elemente einer sekto-
riellen Beihilfe aufweist, wie in Randnummern 74 bis 83
erläutert.

Unterschiede in der öffentlichen Förderung privater Rundfunk-
anbieter

(71) Auf Ebene der Rundfunkanbieter verfälscht die Maß-
nahme insofern den Wettbewerb, als der durch den Zu-
schuss gedeckte Anteil an den Übertragungskosten nicht
für alle privaten Rundfunkanbieter gleich ist. Der Anteil
variiert zwischen 28 % und 50 % pro DVB-T-Programm-
platz (58). Ein weiteres Element der Wettbewerbsverzer-
rung zwischen den einzelnen privaten Rundfunkanbie-
tern ist, dass der RTL-Gruppe und ProSiebenSat.1 im
DVB-T-Netz mehr jeweils geförderte Programmplätze zu-
gewiesen worden sind als sie zuvor im analogen terrestri-
schen Netz innehatten. Hingegen haben FAB und BBC
World weiterhin nur jeweils einen terrestrischen Pro-
grammplatz inne und erhalten die Förderung folglich
auch nur für diesen einen Programmplatz.

(72) Die unterschiedliche Bezuschussung der privaten Rund-
funkanbieter verfälscht den Wettbewerb, da diese auf
demselben relevanten Markt für frei empfangbares Fern-
sehen konkurrieren. Nach ständiger Auffassung der Kom-
mission stellt Bezahlfernsehen einen vom frei empfang-
baren Fernsehen getrennten Markt dar (59). Diese Abgren-
zung basiert insbesondere auf Unterschieden in der Art
der Geschäftsbeziehung zwischen dem Rundfunkanbieter
und der Einnahmequelle (wie zum Beispiel Abonnenten
oder Werbekunden) sowie auf Unterschieden in der Art
der Finanzierung, denn Bezahlfernsehen wird in erster
Linie durch Abonnentengebühren finanziert, während
frei empfangbares Fernsehen von staatlicher Seite und/
oder durch Werbeeinnahmen finanziert wird (60). Im vor-
liegenden Fall konkurrieren die Empfänger des Mabb-Zu-
schusses im Besonderen um Werbe- oder sonstige kom-
merzielle Einnahmen, da sie kommerziell finanziert wer-
den (61).

(73) Obwohl die Maßnahme im Falle der privaten Rundfunk-
anbieter zu einer gewissen Wettbewerbsverzerrung führt,
scheint dadurch keine Benachteiligung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten vorzuliegen, die allerdings
nicht von der Mabb gefördert werden. Der Grund hierfür
ist, dass die DVB-T-Übertragung der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten aus der Rundfunkgebühr finanziert
wird.
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(57) Antwort der Bundesregierung vom 24. September 2004, Ziffer
1.3.2. S. 32 („Der Umstieg hätte voraussichtlich […] ohne jede finanz-
ielle Förderung realisiert werden können, wenn im Bereich der Organisation
des Sendernetzbetriebes voll marktkonforme Bedingungen bestanden hät-
ten.“) („T-Systems als Nachfolger des früheren Fernmeldemonopols“).

(58) Der Anteil variiert nicht nur aufgrund von Unterschieden im abso-
luten Förderbetrag je DVB-T-Programmplatz, sondern auch auf-
grund von Unterschieden in denen von T-Systems erhobenen Über-
tragungsgebühren je Programmplatz.

(59) Siehe jüngste Entscheidungen in Sachen Telenor/Canal+/Canal Digital
(COMP/C.2/38.287 vom 29. Dezember 2003), Newscorp/Telepiù
(COMP/M.2876 vom 2. April 2003), BSkyB/Kirch Pay TV
(COMP/JV.37 vom 21. März 2000), Telefonica Endemol
(COMP/M.1943 vom 11. Juli 2000) und TPS II (COMP/JV.57
vom 30. April 2002).

(60) European Commission, DG Competition, Market Definition in the
Media Sector — Comparative Legal Analysis, Volume I, December
2002, S. 73.

(61) Dies gilt auch für BBC World, der sich selbst ausdrücklich als
kommerziell finanzierten Sender beschreibt.



Sektorielle Beihilfe

(74) Nach Auffassung der Kommission ist die untersuchte
Maßnahme insofern selektiv, als der Zuschuss Rundfunk-
anbietern gewährt wird, die das von T-Systems ausge-
baute DVB-T-Netz nutzen, während beispielsweise Rund-
funkanbieter, die andere Übertragungswege nutzen, nicht
unterstützt werden. Wie in der Eröffnungsentscheidung
festgestellt, kann die Maßnahme daher als „sektorielle Bei-
hilfe“ angesehen werden.

(75) Auf Ebene der Rundfunkanbieter können sektorielle Bei-
hilfen Anbietern dazu verhelfen, mehr Zuschauer zu er-
reichen und so deren Attraktivität für Werbekunden zum
Nachteil anderer Medien zu steigern. In Fusionsfällen hat
die Kommission einen Produktmarkt für „Medienkauf“
(„media buying“) definiert, der eine große Bandbreite un-
terschiedlicher Medien umfasst (62). „Medienkauf“ wird de-
finiert als Planung und Einkauf von Zeiten und/oder Flä-
chen in verschiedenen Medien, einschließlich Fernsehen,
Hörfunk, Zeitungen, Zeitschriften, Plakatwerbung und
dem Internet. Aus dieser Sicht können sektorielle Beihil-
fen für die Fernsehübertragung via DVB-T den Wettbe-
werb in verschiedenen anderen Mediensektoren verfäl-
schen.

(76) Auf Ebene der Sendernetzbetreiber verfälscht die Maß-
nahme den Wettbewerb auf zweierlei Weise. Erstens er-
möglicht die Bezuschussung dem Betreiber des DVB-
T-Netzes auf dem Großkundenmarkt von den Rundfunk-
anbietern höhere Übertragungsgebühren zu verlangen als
unter normalen Marktbedingungen. Zweitens, und dies
ist bedeutsamer, beeinträchtigt die selektive Förderung
und „künstliche“ Entwicklung einer konkurrierenden
Übertragungstechnologie auf dem Endverbrauchermarkt
die Entscheidung der Zuschauer zwischen den verschie-
denen Übertragungswegen, insbesondere zwischen
DVB-T, Kabelanschluss und Satellitenempfang.

(77) In Kartell- und Fusionsfällen ist die Austauschbarkeit zwi-
schen verschiedenen Übertragungswegen auf dem End-
verbrauchermarkt bisher fallabhängig entschieden wor-
den (63). In jüngster Zeit besteht jedoch die Tendenz, un-
geachtet der Übertragungsplattform einen einzigen Markt
für Übertragungsdienste zu definieren (64). Dies spiegelt
unter anderem das Aufkommen von DVB-T wider, wo-
durch sich die Kapazität der terrestrischen Plattform er-
höht hat, sowie den Rückgang der Preise für Empfangs-

geräte wie Satellitenschüsseln oder Set-Top-Boxen, wo-
durch sich der Lock-in-Effekt verringert hat (65).

(78) In Deutschland bieten alle drei Übertragungsplattformen
eine große Zahl frei empfangbarer Fernsehprogramme,
woraus sich eine gewisse Ähnlichkeit des Angebots er-
gibt. Dabei liefert DVB-T in Berlin-Brandenburg mit sei-
nen derzeit insgesamt 28 Programmen ein fast ebenso
umfassendes Angebot wie das analoge Kabelfernsehen
(mit ca. 34 Programmen), der in Berlin-Brandenburg
am weitesten verbreiteten Übertragungsplattform. Vor al-
lem umfasst DVB-T alle gemessen an Zuschaueranteil
und Werbeeinnahmen bedeutenden Fernsehpro-
gramme (66). Die von Satelliten- und Kabelbetreibern ein-
gegangenen Beschwerden lassen darüber hinaus darauf
schließen, dass die Plattformen als austauschbar wahrge-
nommen werden.

(79) Für Berlin-Brandenburg liegen zudem empirische Daten
über die Austauschbarkeit der verschiedenen Übertra-
gungswege und insbesondere über den Wettbewerbsef-
fekt der DVB-T-Einführung auf das Kabel vor. Die wäh-
rend und nach dem Umstieg in Berlin-Brandenburg er-
fassten Daten zeigen, dass die terrestrische Übertragung
seit dem Umstieg an Bedeutung gewonnen hat und das
Kabel in gewissem Umfang durch die terrestrische Über-
tragung ersetzt worden ist, wenngleich die Substitution
anfänglich, d. h. während des Umstiegs, stärker in die
entgegengesetzte Richtung verlief (67). Schaubild 1 ver-
deutlicht, dass in jüngster Zeit der Anteil an Berliner
und Brandenburger Haushalten mit terrestrischem Fern-
sehempfang sehr stark gestiegen ist, von 5,3 % im Jahre
2004 auf 11,4 % im Jahre 2005.

(80) Darüber hinaus haben Kabelbetreiber Daten vorgelegt,
wonach ihre Kündigungsrate (Anteil der Kunden, die ih-
ren Vertrag kündigen, „churn rate“) seit dem digitalen
Umstieg signifikant gestiegen ist (siehe Schaubild 2) (68).
Gründe dafür, warum sich die Zuschauer für DVB-T statt
Kabel entschieden haben, liegen einer Umfrage nach vor
allem darin, dass der DVB-T-Empfang kostenlos ist, wäh-
rend für den Kabelempfang eine monatliche Gebühr zu
entrichten ist (69).
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(62) Entscheidung der Kommission vom 4. September 2001 (Sache
COMP/M.2558 — Havas/Tempus; ABl. C 319 vom 14.11.2001,
Randnummer 9 und darin genannte Verweise).

(63) Für einen Überblick über neuere Fälle siehe Kommissionsentschei-
dung Telenor/Canal+/Canal Digital (COMP/C.2/38.287 vom 29. De-
zember 2003, insbesondere Randnummern 32—50).

(64) Siehe TPS I (IV/36.237 vom 3. März 1999, Randnummer 30),
British Interactive Broadcasting/Open (IV/36.539 vom 15. September
1999, ABl. L 312, Randnummer 26) und Telenor/Canal+/Canal Di-
gital (COMP/C.2/38.287 vom 29. Dezember 2003, Randnummer
50).

(65) Ein „Lock-in-Effekt“ liegt vor, wenn Haushalte nicht bereit sind, in
einen anderen Übertragungsmodus zu investieren, so dass ein
Wechsel zwischen verschiedenen Plattformen unwahrscheinlich ist;
siehe Kommissionsentscheidung MSG Media Service (ABl. L 364
vom 31. Dezember 1994, Randnummer 42).

(66) Auf die in Berlin-Brandenburg übertragenen DVB-T-Programme ent-
fielen 2004 über 80 % der Zuschauer und über 90 % der Einnah-
men aus der Fernsehwerbung in Deutschland, siehe Fußnote 51.

(67) Kurzfristig profitierten die Kabelbetreiber von den Zuschauern, die
am analogen Empfang festhalten wollten; dies war jedoch ein ein-
maliger Effekt, der sich nach dem digitalen Umstieg nicht fortsetzte.
Mittelfristig haben die Kabelbetreiber Kunden an die gebührenfreie
DVB-T-Plattform verloren.

(68) Der negative Trend in der Zahl der Kabelkunden, der sich aus
Schaubild 2 ergibt, wird durch Angaben anderer Kabelbetreiber
weiter untermauert. Angaben eines anderen regionalen Kabelbetrei-
bers zeigen, dass die absolute Zahl der Kunden im zweiten Quartal
2003 einen Höhepunkt erreicht hat, aber seitdem (bis zum zweiten
Quartal 2005) ein stetiger Rückgang um insgesamt rd. 7 % festzu-
stellen ist. Nach den Angaben eines dritten Kabelbetreibers in Ber-
lin-Brandenburg stieg die Kündigungsrate 2004 um 50 % gegenüber
2003, doch ist dieser Anstieg zumindest teilweise auf eine Preiser-
höhung im September 2004 zurückzuführen.

(69) Siehe „Berlin/Potsdam: Erste DVB-T-Region Deutschland“, in: Media
Perspektiven 12/2003, S. 565.



Schaubild 2

Veränderung der Nettokundenzahl eines regionalen Kabelbetreibers in Berlin

(81) Nach Auffassung Deutschlands spricht gegen eine Substi-
tuierbarkeit der Plattformen, dass im Anschluss an die
DVB-T-Einführung in Berlin-Brandenburg kein Rundfunk-
anbieter die Übertragung via Satellit oder Kabel eingestellt
hat. Dieses Argument bezieht sich allerdings auf den
Großkunden-Übertragungsmarkt, auf dem die Rundfunk-
anbieter die verschiedenen Übertragungswege in der Tat
eher als komplementär denn als substituierbar ansehen.
Es muss jedoch klar unterschieden werden zwischen dem
Großkundenmarkt, auf dem die Rundfunkanbieter von
den Netzbetreibern Übertragungskapazität kaufen, und
dem Endkundenmarkt, auf dem die Zuschauer von den
Netzbetreibern Rundfunkinhalte beziehen. Im Endkun-
denmarkt betrachten die Zuschauer die verschiedenen
Übertragungswege als substituierbar, und Wechselbewe-
gungen zwischen den Plattformen schwächen die jeweils
betroffenen Netzbetreiber, insbesondere die Kabelbetrei-
ber, die unmittelbare Einkommensverluste infolge rück-
läufiger Kundengebühren hinnehmen müssen.

(82) In Hinblick auf künftige DVB-T-Anwendungen dürfte die
Wettbewerbsverzerrung weit über die derzeitige Markt-
struktur hinausgehen und neben dem frei empfangbaren
Fernsehen auch neu entstehende Märkte betreffen. DVB-T

kann Pay-TV-Dienste anbieten, wie dies die Entwicklun-
gen in anderen Mitgliedstaaten zeigen (70). Ist das DVB-
T-Netz erst einmal aufgebaut, kann die Rundfunküber-
tragung auch mit Telekomdiensten kombiniert werden.

(83) Schließlich hat Deutschland ausdrücklich festgestellt, dass
eines der Ziele der Maßnahme darin besteht, den Wett-
bewerb zwischen verschiedenen Infrastrukturen für die
Fernsehübertragung, insbesondere Kabel, Satellit und Ter-
restrik, zu fördern. Demnach vergrößert die Maßnahme
die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher und verhindert,
dass die Kabelbetreiber in großen Teilen von Berlin-Bran-
denburg eine Monopolstellung erreichen. Ohne an dieser
Stelle auf diese Richtigkeit dieser Argumente einzuge-
hen (71), stellt die Kommission fest, dass Deutschland da-
mit einzuräumen scheint, dass zwischen den verschiede-
nen Rundfunkübertragungswegen ein gewisser Grad an
Wettbewerb besteht.
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(70) Insbesondere in Italien, Frankreich, Schweden und dem Vereinigten
Königreich.

(71) Diese Argumente werden in dem Abschnitt betreffend Artikel 87,
Absatz 3, Buchstabe c behandelt.



Auswirkungen auf den Handel

(84) Nach Auffassung der Kommission beeinträchtigt die
Maßnahme den Handel zwischen Mitgliedstaaten. Private
Rundfunkanbieter wie die RTL-Gruppe und ProSieben-
Sat.1 agieren international auf den Märkten für Fernseh-
werbung und Filmrechte, wo sie mit anderen Rundfunk-
anbietern und Telekomgesellschaften im Wettbewerb ste-
hen. Terrestrische Sendernetzbetreiber wie das Tochter-
unternehmen der Deutschen Telekom T-Systems konkur-
rieren mit Kabelbetreibern und Medienkonzernen wie
UPC (Liberty Media), mit Satellitenbetreibern wie SES
Astra, NSAB und Eutelsat und mit anderen, die Infra-
strukturdienste für Rundfunksender anbieten. Dieselben
international tätigen Anbieter stehen auf dem Endkun-
denübertragungsmarkt im Wettbewerb um Zuschauer.

V.2 Würdigung der Vereinbarkeit

Prinzipen, die bei der Würdigung der Vereinbarkeit ei-
ner staatlichen Förderung des digitalen Umstiegs zu
beachten sind

(85) Der Übergang vom analogen zum digitalen Rundfunk
(‚digitaler Umstieg‘) bringt große Vorteile in Form einer
effizienteren Frequenznutzung und gestiegener Übertra-
gungsmöglichkeiten. Diese werden zu neuen und besse-
ren Diensten sowie zu einer größeren Auswahl für die
Konsumenten führen.

(86) Die Kommission unterstützt den digitalen Umstieg aktiv
und hat diese Vorteile im Aktionsplan eEurope 2005 und
in zwei Mitteilungen zum digitalen Umstieg herausge-
stellt (72). In ihrer Mitteilung „i2010 — Eine europäische
Informationsgesellschaft für Wachstum und Beschäfti-
gung“ (73) hat die Kommission hervorgehoben, dass die
bis 2012 geplante Abschaltung des analogen terrestri-
schen Fernsehens den Zugang zu Frequenzen erleichtern
wird. Die staatliche Regulierung sollte die Nutzung eines
bestimmten digitalen Übertragungsweges wie Kabel, Sa-
tellit, Terrestrik oder Fernsehen via DSL weder vorgeben
noch begünstigen und somit dem Prinzip der „Techno-
logieneutralität“ folgen. Wie in der Rahmenrichtlinie aus-
geführt, schließt dies nicht aus, dass ein Mitgliedsstaat
angemessene Schritte unternimmt, um bestimmte spezi-
fische Dienste in gerechtfertigten Fällen zu fördern, wie z.
B. das Digitalfernsehen als ein Mittel zur effizienteren
Nutzung des Frequenzspektrums (74). Dies bedeutet, dass
prinzipiell jedes Netz aus eigener Kraft am Wettbewerb
teilnehmen sollte, aber dass Eingriffe in Betracht gezogen
werden können, die darauf abzielen, speziell ein Netz
betreffende Marktversagen zu beheben. Letztlich sollten
sich diejenigen Netze am Markt durchsetzen, die den
Konsumenten den größten Nutzen bringen.

(87) Die Kommission erkennt an, dass sich der digitale Um-
stieg unter Umständen verzögert, wenn er gänzlich den
Marktkräften überlassen wird. Sie hat daher in diesem

Bereich keine prinzipiellen Bedenken gegenüber staatli-
chen Eingriffen. Die staatlichen Behörden haben verschie-
dene Möglichkeiten, um den digitalen Umstieg zu erleich-
tern und zu fördern, zum Beispiel regulatorische Mittel,
finanzielle Förderung oder Informationskampagnen. In
ihrem jüngsten Aktionsplan Staatliche Beihilfen erläutert
die Kommission ihre generelle Herangehensweise hin-
sichtlich staatlicher Beihilfen zur Förderung von nachhal-
tigem Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und sozialem
Zusammenhalt. Sie hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten
staatliche Beihilfen gewähren können, um ein spezifisches
Marktversagen zu beheben oder um den sozialen oder
regionalen Zusammenhalt zu gewährleisten. In diesen
Fällen muss jedoch gezeigt werden, dass Beihilfen das
geeignete Mittel sind, um das Problem anzugehen, dass
sie auf das notwendige Mindestmaß beschränkt sind und
dass sie den Wettbewerb nicht über Gebühr verzer-
ren (75).

(88) Es ist allgemein anerkannt, dass bestimmte Arten von
Marktversagen den Übergang zum digitalen Fernsehen
beeinträchtigen können. Darüber hinaus besteht die Ge-
fahr, dass nicht alle Teile der Bevölkerung von den Vor-
teilen des digitalen Fernsehens profitieren können (Prob-
lem des sozialen Zusammenhalts). Diese Probleme betref-
fen eher das terrestrische Fernsehen als die anderen Über-
tragungswege, da das terrestrische Fernsehnetz über rela-
tiv wenig Kapazität verfügt und es in vielen Mitgliedstaa-
ten bislang für die Erfüllung der Verpflichtung zur flä-
chendeckenden Versorgung genutzt worden ist. Wie in
Randnummern 101—107 genauer erläutert, besteht ein
Marktversagen beispielsweise dann, wenn die Marktteil-
nehmer nicht bereit sind, sich auf einen gemeinsamen
Zeitplan für den Übergang zum digitalen Fernsehen zu
einigen, da sie auf warten, dass die anderen den ersten
Schritt tun (Koordinationsproblem), oder wenn die
Marktteilnehmer nicht die positiven Wirkungen des digi-
talen Umstiegs auf die Gesellschaft als Ganzes berück-
sichtigen, da sie dazu nicht die richtigen Anreize haben
(positive externe Effekte).

(89) Im Hinblick auf den sozialen Zusammenhalt werden die
Mitgliedstaaten sicherstellen wollen, dass nach dem Ab-
schalten des analogen Fernsehens alle Bürger Zugang
zum digitalen Fernsehen haben. Da der digitale Umstieg
für die Konsumenten gewisse Kosten mit sich bringt und
eine Änderung der Gewohnheiten erfordert, möchten die
Mitgliedstaaten unter Umständen insbesondere benachtei-
ligten gesellschaftlichen Gruppen Hilfe gewähren, wie
zum Beispiel älteren Menschen, einkommensschwachen
Haushalten oder Menschen in entlegenen Gebieten. Es
besteht die Gefahr, dass in einigen Gebieten der Empfang
von einigen regionalen und lokalen Programmen verlo-
ren geht und dass im hohen Norden von Europa der
Fernsehempfang ganz ausfällt, wenn das analoge Fernse-
hen abgeschaltet wird. Die Mitgliedstaaten können daher
auch Maßnahmen ergreifen, die sicherstellen, dass sämt-
liche geographischen Gegenden weiterhin über einen ge-
bührenden Fernsehempfang verfügen. Wie jedoch weiter
unten gezeigt, rechtfertigen diese Überlegungen nicht die
im vorliegenden Fall gewährten Beihilfen.
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(72) KOM(2002) 263 endg., eEurope 2005: Eine Informationsgesell-
schaft für alle, KOM(2003) 541 endg. Mitteilung der Kommission
über den Übergang vom analogen zum digitalen Rundfunk (digita-
ler Übergang und Analogabschaltung) und KOM(2005) 204 endg.
Mitteilung der Kommission über die Beschleunigung des Übergangs
vom analogen zum digitalen Rundfunk.

(73) KOM(2005) 229 endg., 1. Juni 2005.
(74) ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 33.

(75) Diese langjährigen fundamentalen Prinzipien der Gemeinschaftspo-
litik hinsichtlich staatlicher Beihilfen sind kürzlich bestätigt worden
im Aktionsplan Staatliche Beihilfen: Weniger und besser ausgerich-
tete staatliche Beihilfen. Roadmap zur Reform des Beihilferechts
2005—2009. http://europa.eu.int/comm/competition/state_aid/
others/action_plan/



Rechtliche Grundlagen für die Würdigung der Verein-
barkeit

(90) Das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe wird im vorlie-
genden Fall nicht durch die Anwendung der Kriterien des
Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaf-
ten in der Sache Altmark in Frage gestellt (76). Keines der
vier Kriterien (Definition und Erfüllung gemeinwirtschaft-
licher Verpflichtungen, vorherige Festlegung der Parame-
ter für den Ausgleich, keine Überkompensierung und
Wahl eines effizienten Leistungserbringers) wird erfüllt.
Die Bundesregierung hat jedoch die Vereinbarkeit
der Beihilfe gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstaben c
und d sowie Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag geltend
gemacht.

Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag

(91) In seiner Stellungnahme zur Eröffnungsentscheidung
führt Deutschland an, dass die Maßnahme mit dem EG-
Vertrag vereinbar ist, da sie im Gemeinschaftsinteresse
liegt wie dies insbesondere im Aktionsplan eEurope
2005 und in den Übergangsmitteilungen Ausdruck ge-
funden hat (77).

(92) Die Kommission merkt an, dass die von Deutschland
zitierten Berichte die Digitalisierung des Rundfunks im
Allgemeinen voranbringen wollen, sie liefern jedoch
keine allgemeingültige Rechtfertigung dafür, dass lediglich
die Digitalisierung des terrestrischen Übertragungsweges
gefördert werden sollte und nicht die von anderen Über-
tragungswegen. Die bloße Tatsache, dass die Maßnahme
die Einführung einer neuen Technologie fördert, qualifi-
ziert sie noch nicht als Projekt im Gemeinschaftsinteresse.

(93) Nach Auffassung Deutschlands fördert die Beihilfe darü-
ber hinaus die Entwicklung eines bestimmten Wirt-
schaftszweigs, nämlich des Rundfunksektors, der von
der Digitalisierung der Übertragungswege profitiere. Die
mit der Beihilfe geförderte wirtschaftliche Tätigkeit kann
genauer gesagt als „digitale Übertragung terrestrischer Fern-
sehsignale“ beschrieben werden.

(94) Zur Beurteilung der Notwendigkeit und Verhältnismäßig-
keit der Beihilfe hat die Kommission geprüft, ob bei die-
ser wirtschaftlichen Tätigkeit ein Marktversagen nachge-
wiesen werden kann. Mehrere Arten von Marktversagen
kommen in Betracht.

(95) Erstens kann die Entwicklung des digitalen terrestrischen
Rundfunks durch Koordinierungsprobleme zwischen den
Marktteilnehmern behindert werden. Da das Frequenz-
spektrum für eine gleichzeitige Übertragung analoger
und digitaler Fernsehsignale („Simulcasting“) nicht aus-
reicht, müssen sich sämtliche Marktteilnehmer auf einen
Zeitplan einigen, um möglichst kurze Umstiegsfristen zu
erreichen.

(96) Zweitens kann der Umstieg wegen der besseren Verwen-
dung des Frequenzspektrums positive externe Effekte
nach sich ziehen: der gesellschaftliche Nutzen eines größe-
ren Programm- und Leistungsangebots überwiegt unter
Umständen den privaten Nutzen des Umstiegs für die
etablierten Rundfunkanbieter, da sie Gefahr laufen, sich
einem verstärkten Wettbewerb um Einschaltquoten und
Werbezeiten auszusetzen. Rundfunkanbieter könnten es
daher ablehnen, am Umstieg teilzunehmen.

(97) Drittens kann das Vorliegen von Marktmacht verhindern,
dass der Wettbewerb zwischen den Anbietern in vollem
Umfang dem Markt zugute kommt, und speziell im vor-
liegenden Fall, dass die Digitalisierung der Rundfunküber-
tragung allein durch die Marktkräfte vorangetrieben wird.

(98) Da viertens die Infrastrukturinvestitionen nicht von den
Rundfunkanbietern vorgenommen werden, läuft der Sen-
dernetzbetreiber Gefahr, dass sich die privaten Rundfunk-
anbieter aus der terrestrischen Übertragung zurückziehen.
Deutschland hat in der Tat angegeben, dass die analoge
terrestrische Übertragung zunehmend an Bedeutung ver-
liert und die Rundfunkanbieter in Erwägung ziehen, diese
Plattform völlig aufzugeben.

(99) Fünftens können Innovationen und die Entwicklung
neuer Dienstleistungen in diesem Markt durch das Vor-
liegen von Unsicherheit beeinträchtigt werden.

(100) In Bezug auf diese Punkte ist erstens zu prüfen, ob es
sich um wirkliches Marktversagen handelt, die das wirt-
schaftlich effiziente Funktionieren des Marktes verhin-
dern, zweitens, ob staatliche Beihilfen das geeignete Mit-
tel sind, um das Marktversagen zu beheben, und drittens,
ob die Beihilfe den zur Behebung notwendigen Mindest-
betrag nicht überschreitet. Nur bei Erfüllung dieser drei
Voraussetzungen sind Notwendigkeit und Verhältnismä-
ßigkeit der Beihilfe, die Kriterien für eine Genehmigung
auf der Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c
EG-Vertrag, gewahrt.

Das Koordinierungsproblem

(101) Die Kommission erkennt an, dass Koordinierungs-
probleme unter den Marktteilnehmern grundsätzlich als
Marktversagen angesehen werden können. Das Problem
entsteht, weil sich die Rundfunkanbieter auf gemeinsame
Termine für das Abschalten der analogen und das An-
schalten der digitalen Übertragung einigen müssen, um
der Frequenzknappheit zu begegnen und die Kosten der
parallelen Übertragung möglichst gering zu halten. Die
Verbraucher werden möglicherweise erst auf die digitale
Plattform umsteigen, wenn das Programmangebot dort
einen entsprechenden Umfang erreicht hat. Manche
Rundfunkanbieter werden daher mit ihrem eigenen Um-
stieg abwarten wollen, bis andere Anbieter auf die digitale
Plattform umsteigen. Ohne Koordinierung kann diese
Haltung den Umstieg verzögern. Daher besteht ein Inte-
resse daran, die Simulcast-Phase möglichst kurz zu halten
und die Rundfunkanbieter zur gleichzeitigen Umstellung
anzuhalten.
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(76) Urteil vom 24. Juli 2003, Rs. C-280/00, Altmark Trans GmbH, Slg.
2003, S. I-7747, Randnummern 88—94.

(77) Siehe Fußnote 72.



(102) Eine staatliche Beihilfe zur Verringerung der Übertra-
gungskosten scheint aber nicht das geeignete Mittel zu
sein, um dieses Problem zu lösen. Die Rundfunkanbieter
sind nicht Eigentümer der Frequenzen, sondern nutzen
sie auf Lizenzgrundlage. Die Lizenzen für die analoge
terrestrische Übertragung wurden für einen begrenzten
Zeitraum vergeben, der im Falle des Landes Berlin-Bran-
denburg sieben Jahre betrug. Die Behörden hätten das
Koordinierungsproblem somit durch Festsetzung eines
einheitlichen Auslauftermins für alle analoge Lizenzen
lösen können (78).

Positive externe Effekte

(103) Die Beschleunigung des Umstiegs mit dem Ziel, das frei-
werdende Frequenzspektrum besser zu nutzen, kann
staatliches Eingreifen grundsätzlich rechtfertigen. Aller-
dings ist zu prüfen, inwieweit die staatliche Förderung
der Übertragungskosten der Rundfunkanbieter zur Ver-
wirklichung dieses Ziels notwendig und angemessen ist.

(104) Deutschland hat geltend gemacht, dass der Zuschuss not-
wendig ist, um die privaten Rundfunkanbieter für die
Aufgabe der analogen terrestrischen Lizenzen zu entschä-
digen und so die Freigabe des Frequenzspektrums zu er-
reichen. Wie unter Randnummern 57—61 näher ausge-
führt (79), sprechen jedoch eine Reihe von Gründen gegen
diese Argumentation. So hätte die Mabb sicherstellen
können, dass die analogen terrestrischen Lizenzen zum
Umstellungstermin auslaufen; ferner wurden die im ana-
logen terrestrischen Fernsehen vertretenen privaten An-
bieter bereits durch die Vergabe von DVB-T-Lizenzen
entschädigt, und der Zuschuss wurde auch nicht als Ent-
schädigungszahlung konzipiert oder berechnet.

(105) Wird die Beihilfe nicht als Entschädigungszahlung be-
trachtet, sondern als Anreiz zur Entwicklung einer be-
stimmten wirtschaftlichen Tätigkeit, wäre darauf hinzu-
weisen, dass die Übertragungskosten für DVB-T generell
niedriger sind als für die analoge terrestrische Übertra-
gung, und dass mit DVB-T mehr Programme übertragen
und bessere Zusatzleistungen angeboten werden können.
Einem Bericht der Mabb zufolge hatten die privaten
Rundfunkanbieter zudem selbst ein Interesse am Erhalt
der Terrestrik als drittem Übertragungsweg, „einerseits um
nicht allein in die Abhängigkeit von Kabel und Satellit zu
geraten, zum anderen um mobile und portable Nutzungen
entwickeln zu können“ (80). Insbesondere der zweite Punkt
veranschaulicht, dass die privaten Rundfunkanbieter
durchaus in der Lage sein können, die positiven externen
Effekte des digitalen Umstiegs teilweise zu internalisieren.
Ohnedies hat Deutschland keine Erläuterungen oder Be-
rechnungen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass die
Beihilfe sich auf den für den DVB-T-Umstieg der Rund-
funkanbieter notwendigen Mindestbetrag beschränkt.

(106) Überdies ist anzumerken, dass die Beihilfe durch die Ver-
ringerung der Übertragungskosten für die Rundfunkan-
bieter den Prozess der Frequenzzuteilung verzerrt: Das
Ziel, zu einer effizienteren Frequenznutzung zu kommen,
müsste dadurch erreicht werden, dass die Frequenzen in
einer Weise zugeteilt werden, die ihren wirtschaftlichen
Wert widerspiegelt, ohne dass die Entscheidungen der
Marktteilnehmer durch die Gewährung von Beihilfen be-
einflusst werden.

(107) Zusammenfassend ist die Kommission der Auffassung,
dass im vorliegenden Fall Beihilfen zu den Übertragungs-
kosten der Rundfunkanbieter kein geeignetes Mittel sind,
um eine zügige Abschaltung der analogen terrestrischen
Übertragung herbeizuführen und Frequenzen freizuma-
chen. Das gleiche Ziel wäre mit weniger wettbewerbsver-
zerrenden Maßnahmen erreichbar gewesen, wie zum Bei-
spiel einer entsprechenden regulatorischen Handhabung
der Rundfunklizenzen.

Stärkung des Wettbewerbs zwischen Übertragungswegen

(108) Deutschland hat angeführt, dass die Bereitstellung einer
zusätzlichen Übertragungsplattform den Wettbewerb bei
der Übertragung von Rundfunksignalen intensiviert und
Anreize für die etablierten Betreiber der anderen Plattfor-
men schafft, ihre Leistungen zu verbessern und zu mo-
dernisieren.

(109) Deutschland hat jedoch nicht überzeugend belegt, dass
die Rundfunkübertragung in Berlin-Brandenburg durch
strukturelle Probleme beeinträchtigt wird oder DVB-T
zur Beseitigung bestimmter Marktstarrheiten beitragen
könnte (81). Selbst wenn man die terrestrische Übertra-
gung außer Acht lässt, bieten Kabel und Satellit eine
große Bandbreite frei empfangbarer Fernsehprogramme
und sind generell verfügbar. Es gibt zudem Wettbewerb
zwischen verschiedenen Kabelbetreibern um den An-
schluss von Haushalten. Zusätzlicher Wettbewerb ent-
steht durch Fernsehen über Breitband (z. B. DSL), das
im Begriff ist, sich als weitere Plattform für die Rund-
funkübertragung zu etablieren.

(110) Unter diesen Umständen — die es offensichtlich mehre-
ren Plattformen erlauben, gleichzeitig am Markt zu be-
stehen — ist die Verwendung von Beihilfen zur Steue-
rung des Marktes in eine bestimmte Richtung nicht erfor-
derlich und könnte die Entwicklung von Alternativen wie
DSL hemmen. Wie in der Mitteilung der Kommission
über den Übergang vom analogen zum digitalen Rund-
funk (digitaler Übergang und Analogabschaltung) (82) dar-
gelegt, „sollte prinzipiell jedes Netz aus eigener Kraft am Wett-
bewerb teilnehmen“. Damit soll gewährleistet werden, dass
selektive Beihilfen nicht bereits getätigte und künftige
Investitionen in andere Netze gefährden.
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(78) Siehe Randnummer 59.
(79) Siehe Randnummer 57—61.
(80) Mabb (2003): Berlin goes digital, S. 14.

(81) Die Bundesregierung hat die starke Marktstellung der Kabelnetze in
Berlin-Brandenburg hervorgehoben, die allerdings vor allem auf Ge-
richtsurteile zurückzuführen sei, wonach Vermieter die Mieter ver-
pflichten können, im Rahmen der Miete die Kabelgebühr zu ent-
richten. Die Bundesregierung räumt selbst ein, dass DVB-T unter
diesen Voraussetzungen kaum in der Lage sein wird, die Marktstel-
lung der Kabelnetze anzugreifen.

(82) KOM(2003) 541 endg.



(111) Im Falle eines Wettbewerbsproblems auf Netzebene wäre
außerdem eine Beihilfe an den Netzbetreiber ein transpa-
renteres Mittel gewesen, um die Entwicklung der digitalen
terrestrischen Plattform zu unterstützen. Ob und inwie-
weit zum Ausbau eines terrestrischen Netzes Beihilfen
benötigt wurden, hätte durch ein offenes Verfahren zur
Vergabe der Netzlizenzen geklärt werden können.

(112) Daher weist die Kommission die Auffassung zurück, dass
staatliche Beihilfen an die Rundfunkanbieter geeignet
sind, den Wettbewerb zwischen Übertragungswegen zu
stimulieren.

Risiko für den Netzbetreiber

(113) Mit Blick auf das vom Netzbetreiber getragene Risiko ist
darauf hinzuweisen, dass der Umstieg in Berlin-Branden-
burg der erste seiner Art in Europa war und sein Erfolg
daher besonderen Risiken unterlag.

(114) Wie die Einführung anderer Übertragungsplattformen
(Satellit, DSL) zeigt, gibt es jedoch keinen besonderen
Grund zur Annahme, dass der Markt mit diesem Risiko
nicht zurechtkommt. Ferner wurde DVB-T in anderen
Bundesländern — beispielsweise in Hessen — ohne öf-
fentliche Förderung eingeführt, als der Erfolg des Um-
stiegs in Berlin-Brandenburg noch ungewiss war.

Förderung von Innovation und spezifische Vorteile der terrestri-
schen Plattform

(115) Dem DVB-T-Netz wird zugute gehalten, dass es durch
Interaktivität und zusätzliche Kapazität für neue Medien-
und Telekommunikationsdienste zur Förderung der Inno-
vation beitrage. Zudem zeichne es sich durch spezifische
Vorteile wie Portabilität und Mobilität aus.

(116) Interaktive Dienste benötigen einen inhaltetauglichen
Rückkanal. Vergleichbar der Satellitenplattform bietet
DVB-T jedoch keinen Rückkanal, sondern lediglich einen
Kanal, auf dem das Signal zum Endnutzer übertragen
wird (83). Demnach ist Interaktivität kein intrinsisches
Merkmal von DVB-T (84).

(117) Was die sonstigen Dienste betrifft, ist festzuhalten, dass
in Berlin-Brandenburg weder die Kapazitätszuteilung
noch die öffentliche Förderung gezielt auf innovative Me-
dien- oder Telekommunikationsdienste ausgerichtet sind.

Als Kapazität wird derzeit nur ein Multiplex bereitgestellt
und hinsichtlich der öffentlichen Förderung wird lediglich
die Übertragung von Fernsehprogrammen unterstützt,
nicht aber die Erbringung anderer Dienste.

(118) Schließlich wird der DVB-T-Technologie zugute gehalten,
dass sie auch mobil empfangen werden kann. Die hierfür
erforderlichen Geräte weisen jedoch einen sehr hohen,
weit über die Kapazität der heutigen Mobilfunkgeräte hi-
nausgehenden Energieverbrauch auf und werden allenfalls
in Kraftfahrzeugen, Zügen oder auf Schiffen funktionie-
ren (85). Versuche haben überdies beträchtliche Probleme
beim Empfang von DVB-T-Signalen in sich mit höherer
Geschwindigkeit bewegenden Fahrzeugen ergeben.

(119) DVB-T stellt folglich keine, anderen Plattformen eindeutig
überlegene Technologie dar, und es gibt keinen Grund
zur Annahme, dass seine Entwicklung durch Marktver-
sagen behindert wird. Vielmehr sind die technischen und
wirtschaftlichen Voraussetzungen in Berlin-Brandenburg
derart, dass sich unter Marktbedingungen mehrere kon-
kurrierende Lösungen entwickeln können. Die öffentliche
Förderung von DVB-T stellt somit ein ungerechtfertigtes
Abweichen vom Grundsatz der Technologieneutralität
dar und kann den Ausbau anderer Plattformen wie DSL
behindern, die im Hinblick auf Innovation und Techno-
logie über andere Vorteile verfügen und sich selbständig
entwickeln können.

Schlussfolgerung im Hinblick auf Artikel 87 Absatz 3 Buch-
stabe c EG-Vertrag

(120) Die Prüfung nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-
Vertrag hat zwei potenzielle Marktversagen beim digita-
len Umstieg der terrestrischen Plattform identifiziert:
Koordinierungsprobleme zwischen den verschiedenen
Marktteilnehmern, die einen reibungslosen Umstieg er-
schweren könnten, und positive externe Effekte durch
die Freigabe von Frequenzspektrum. Diese Marktversagen
könnten zwar grundsätzlich ein Abweichen vom Grund-
satz der Technologieneutralität rechtfertigen, nicht aber
die Gewährung einer Beihilfe im vorliegenden Fall. Die
Kommission ist daher nicht davon überzeugt, dass es sich
bei der Beihilfe um ein geeignetes, notwendiges und ver-
hältnismäßiges Mittel zur Korrektur eines Marktversagens
und zur Förderung von DVB-T handelt. Selbst wenn be-
rücksichtigt wird, dass es sich in absoluten Zahlen um
einen relativ geringen Beihilfebetrag handelt und die
Wettbewerbsverzerrung zwischen den Rundfunkanbie-
tern eher begrenzt ist, ist in Rechnung zu stellen, dass
die Beihilfe bei einigen Programmen fast die Hälfte der
Übertragungskosten ausmacht und somit die Plattform-
wahl der Rundfunkanbieter zugunsten von DVB-T beein-
flusst und zu einer erheblicheren Wettbewerbsverzerrung
auf der Netzebene geführt haben kann.
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(83) Interaktivität kann lediglich durch Bereitstellung eines DVB-RCT
(Return Channel Terrestrial, terrestrischer Rückkanal) unter zusätz-
lichen Kosten und mittels eines teureren Decoders oder durch her-
kömmliche Rückkanäle wie das Telefon- oder ein interaktives Fern-
sehkabel erreicht werden.

(84) Anders als digitales Kabel, das mit einem Rückkanal aufgerüstet
werden kann, um parallel zur bloßen Rundfunkübertragung für
fortschrittliche interaktive Dienste nutzbar zu sein.

(85) Für das DVB-Projekt wurde daher eine neue Übertragungsnorm
entwickelt (DVB-Handheld, DVB-H), aber nach jüngsten Informatio-
nen werden bis zur Marktreife noch mehr als drei Jahre vergehen
(siehe Analysys Study, August 2005).



Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-Vertrag

(121) Nach Auffassung Deutschlands ist die Errichtung eines
pluralistischen Rundfunksystems Teil der Kulturhoheit
der Mitgliedstaaten, der die Gemeinschaft gemäß Arti-
kel 151 Absatz 4 EG-Vertrag in Beihilfeverfahren Rech-
nung tragen muss.

(122) Die Kommission stimmt darüber ein, dass, wie in Artikel
151 Absatz 4 EG-Vertrag niedergelegt, die Gemeinschaft
bei ihrer Tätigkeit kulturellen Aspekten und insbesondere
der Förderung kultureller Vielfalt, Rechnung tragen soll.
Nach Ansicht der Kommission ist diese „kulturelle“ Aus-
nahmebestimmung, dargelegt in Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe d EG-Vertrag, jedoch wie jede Ausnahme eng
auszulegen und betrifft Fälle, in denen das Kulturgut ein-
deutig identifiziert oder identifizierbar ist (86). Im vorlie-
genden Fall soll die Beihilfe die Übertragung von Rund-
funksignalen fördern und steht in keinerlei Zusammen-
hang mit einem bestimmten Kulturinhalt, der andernfalls
nicht ausgestrahlt würde. Zudem ist die Beihilfe auch
nicht auf eine bestimmte Art von Rundfunkanbieter,
z. B. kleine lokale Anbieter, beschränkt, die ansonsten
nicht auf der terrestrischen Plattform vertreten wären.

Artikel 86 Absatz 2 des EG-Vertrags

(123) In ihrer Stellungnahme zur Eröffnungsentscheidung hat
Deutschland kurz auf das Argument verwiesen, dass es
sich bei der Ausstrahlung von Fernsehprogrammen über
DVB-T um eine Dienstleistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse handele. Eine solche Dienstleistung
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse bestehe da-
rin, den Umstieg von der analogen zur digitalen Über-
tragung zu erreichen, technische Innovationen des mobi-
len und portablen Empfangs zu unterstützen, den Infra-
strukturwettbewerb zwischen den verschiedenen Übertra-
gungswegen zu erhalten und Angebots- und Meinungs-
vielfalt zu fördern.

(124) Als Rechtfertigung der Beihilfe speziell an die privaten
Rundfunkanbieter führt Deutschland an, dass diese als
Ausgleich für die „Teilnahme am digitalen Übergang und
Ausstrahlung der Programme über die digitale Terrestrik“
diene. Die privaten Anbieter seien durch öffentlich-recht-
liche Verträge über die Zuweisung der Übertragungska-
pazitäten und die Festlegung der finanziellen Förderung
mit der Erbringung dieser Dienstleistung betraut worden.
Ohne die Förderung hätte keine Bereitschaft der privaten
Rundfunkanbieter bestanden, die digitale Terrestrik zu
nutzen bzw. aufzubauen, was die Zukunft der Terrestrik
gefährdet hätte, an deren Beibehaltung aber ein öffentli-
ches Interesse bestehe.

(125) Die Kommission ist der Ansicht, dass Leistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse von den Behör-
den eindeutig zu definieren und ausdrücklich einem be-
stimmten Unternehmen zu übertragen sind. Im vorlie-
genden Fall scheint Deutschland dieses Argument auf
ad hoc Basis gemacht zu haben. Der so bezeichnete Aus-
gleich für eine Leistung im öffentlichen Interesse wird

nämlich an private Rundfunkanbieter gezahlt, die im Ge-
gensatz zu den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
nicht mit öffentlichen Aufgaben betraut sind. Die Finan-
zierung der Übertragungskosten verschafft den privaten
Anbietern stattdessen einen Vorteil bei ihrer regulären
kommerziellen Tätigkeit.

(126) Das Argument, die Beihilfe sei zur Digitalisierung der
Rundfunkübertragung und zur Förderung der Meinungs-
vielfalt notwendig, gilt nicht nur für die terrestrische
Plattform. Auch Kabel und Satellit können zur Verwirkli-
chung dieser Ziele beitragen. Da diese alternativen Platt-
formen über größere Übertragungskapazitäten verfügen,
sind sie für einen zügigen und reibungslosen Übergang
und zur Gewährleistung der Meinungsvielfalt mittels ei-
ner Vielzahl unterschiedlicher Rundfunkprogramme sogar
besser geeignet.

(127) Die wichtigsten Argumente zur Förderung der Innovation
mittels DVB-T wurden bereits unter Randnummern
115—119 behandelt. So wird zwar die Förderung inno-
vativer Dienste als Dienstleistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse bezeichnet; diese werden aber we-
der unmittelbar finanziell unterstützt, noch von den
durch die Beihilfe geförderten privaten Rundfunkanbieter
erbracht, noch mit hinreichender Klarheit definiert.

(128) Mit Blick auf die Sicherung des Infrastrukturwettbewerbs
und die Gewährleistung der Meinungsvielfalt gibt es, wie
in Randnummern 108—112 erwähnt, bei der Übertra-
gungsinfrastruktur in Berlin-Brandenburg keinerlei Hin-
weise auf wirtschaftliche Faktoren, die ein strukturelles
Wettbewerbsproblem oder die Gefahr eines Missbrauchs
einer marktbeherrschenden Stellung verursachen, wo-
durch die Verteilung von Inhalten beeinträchtigt oder
die Meinungsvielfalt bedroht würde. Das Argument,
dass die privaten Rundfunkanbieter unterstützt werden
müssten, damit DVB-T ein wirtschaftlicher Erfolg wird,
kann als Rechtfertigung für seine Unterstützung als
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse hingegen nicht akzeptiert werden.

VI. PRAKTISCHE ANWENDUNG DER BEIHILFEREGELN
AUF DIE ÖFFENTLICHE FÖRDERUNG DES DIGITALEN

UMSTIEGS

(129) Vor Ausführung der Schlussfolgerungen möchte die
Kommission den öffentlichen und wirtschaftlichen Ak-
teuren einige Hinweise zur praktischen Durchsetzung
ihre Politik bezüglich der staatlichen Förderung des digi-
talen Umstiegs geben. Diese Hinweise sind aus der An-
wendung der Prinzipien des in Randnummer 86 zitierten
Aktionsplans und der dort zitierten Mitteilungen auf spe-
zifische Fallbeispiele abgeleitet. Die Mitgliedsstaaten un-
terliegen selbstverständlich weiterhin der Verpflichtung,
alle unten erwähnten Maßnahmen, die staatliche Beihilfen
darstellen, vor ihrer Inkraftsetzung bei der Kommission
anzumelden. Die Kommission prüft dann, ob die nach-
folgend vorgebrachten generellen Überlegungen gänzlich
auf die angemeldeten Maßnahmen anwendbar sind.
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(86) Entscheidungen der Kommission in den Sachen NN 88/98, BBC 24-
stündiger werbefreier Nachrichtenkanal (ABl. C 78 vom 18.3.2000)
und NN 70/98, „Kinderkanal und Phoenix“ (ABl. C 238 vom
21.8.1999).



(130) Die Mitgliedstaaten haben zahlreiche Möglichkeiten einer
aktiven Förderung der Digitalisierung des Rundfunks in
einer Art, die mit dem europäischen Beihilferecht verein-
bar ist und somit dem übergeordneten Ziel von Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit und sozialem Zusammenhalt
dient.

(131) Im vorliegenden Fall prüfte die Kommission nicht weiter
Subventionen zum Kauf von Endgeräten, die an 6 000
von der Sozialhilfe abhängige Haushalte gezahlt wurden.

(132) Die Kommission hat auch den Digitalisierungsfonds in
Österreich genehmigt, der mehrere Maßnahmen zur För-
derung der Digitalisierung des Rundfunks beinhaltet (87).
Die Maßnahmen umfassen:

a) Pilotversuche und Forschungsvorhaben beispielsweise
zur Erprobung digitaler Übertragungstechniken und
interaktiver Anwendungen;

b) Förderung der Anschaffung von Endgeräten durch
Verbraucher unabhängig vom Übertragungsweg, um
dem Ausschluss einkommensschwacher Haushalte
vom Fernsehempfang vorzubeugen und eine kritische
Masse von Nutzern zu erreichen;

c) Zuschüsse an Unternehmen zur Entwicklung von in-
novativen digitalen Diensten wie zum Beispiel elekt-
ronischen Programmführern und mobilen Anwendun-
gen;

d) Förderung von Rundfunkanbietern als Entschädigung
für die zusätzlichen Übertragungskosten während der
parallelen Übertragung von analogem und digitalem
Fernsehen („Simulcastphase“).

(133) Abgesehen von solchen Maßnahmen, zu denen die Kom-
mission bereits Stellung genommen hat, können die Mit-
gliedsstaaten auch andere Formen der Förderung in Erwä-
gung ziehen, sofern die Maßnahmen keine unnötigen
Verzerrungen zwischen Technologien oder Unternehmen
verursachen. Unter diesen Bedingungen können die Mit-
gliedsstaaten zum Beispiel folgende Maßnahmen in Erwä-
gung ziehen:

a) Subventionen an Verbraucher für den Kauf von digi-
talen Endgeräten. Solche Subventionen sollten wie
oben beschrieben technologieneutral sein. Durch die
Gewährung der Subventionen können die Behörden
die Nutzung offener Standards für Interaktivität för-

dern. Offene Standards ermöglichen es den Verbrau-
cher, interaktive Dienste von unterschiedlichen Anbie-
tern zu nutzen. Beispiele für interaktive Dienste sind
elektronische Programmführer, die Nachrichtensuche,
Spiele oder Internethandel;

b) Förderung des Aufbaus eines Übertragungsnetzes in
Gebieten, die andernfalls einen unzureichenden Fern-
sehempfang aufweisen würden;

c) Finanzmittel an die öffentlichen Rundfunkanstalten,
damit diese über alle Übertragungswege gesendet wer-
den können, um die gesamte Bevölkerung erreichen
zu können. In diesem Zusammenhang müssen die
Mitgliedstaaten jegliche den Rundfunkanstalten aufer-
legte Verpflichtungen hinsichtlich der Nutzung be-
stimmter Übertragungswege klar definieren;

d) Finanzielle Förderung als eine gebührende Entschädi-
gung der Rundfunkanbieter, die die analoge Frequenz-
nutzung vor Ablauf ihrer Lizenzen aufgeben müssen.
Die Entschädigung sollte die tatsächlichen Kosten der
Rundfunkanbieter für den Umstieg in Rechnung stel-
len, einschließlich der Kosten, um die Einrichtungen
an die digitale Übertragung anzupassen und gegebe-
nenfalls um auf einem anderen Kanal bzw. Multiplex
zu senden sowie die Frequenzkosten. Beim Berechnen
der Frequenzkosten sollte die Zuteilung von digitaler
Übertragungskapazität in Rechnung gestellt werden.
Die Mitgliedstaaten haben den Beweis zu erbringen,
dass dies so geschehen ist.

(134) Die Kommission bekräftigt, dass die Digitalisierung des
Rundfunks ein Ziel von gemeinsamen Interesse ist. Mit-
tels der vorliegenden Entscheidung möchte sie jedoch
herausstellen, dass das Gewähren von staatlichen Beihil-
fen stets so ablaufen sollte, dass das anzugehende Prob-
lem eindeutig identifiziert und das zu seiner Lösung am
wenigsten verzerrende Mittel gewählt wird. Lediglich ziel-
gerichtete Beihilfen sind mit dem übergeordneten Ziel
vereinbar, einen fairen Wettbewerb zu sichern und die
Wettbewerbsfähigkeit und die technologische Entwick-
lung in Europa zu fördern.

VII. SCHLUSSFOLGERUNG

(135) Aus diesen Gründen gelangt die Kommission zu dem
Ergebnis, dass der Zuschuss der Mabb an die privaten
Rundfunkanbieter als Beihilfe im Sinne von Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag anzusehen ist. Diese Beihilfe ist mit
dem Gemeinsamen Markt nicht vereinbar. Sie wurde von
dem betreffenden Mitgliedstaat nicht gemäß Artikel 88
Absatz 3 EG-Vertrag bei der Kommission angemeldet
und rechtswidrig ohne Genehmigung der Kommission
in Kraft gesetzt. Sie sollte daher von den betroffenen
privaten Rundfunkanbietern zurückgefordert werden.
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(87) N 622/03 Digitalisierungsfonds — Österreich, Kommissionsent-
scheidung vom 16. März 2005, siehe http://europa.eu.int/comm/-
competition/state_aid/decisions/additional_docs.html



(136) Obwohl die Zuschüsse der Mabb auch T-Systems einen
mittelbaren Vorteil auf der Ebene des Netzbetriebs ver-
schafft haben dürften, kann nicht festgestellt werden, ob
tatsächlich staatliche Mittel im Sinne von Artikel 87 Ab-
satz 1 EG-Vertrag auf T-Systems übertragen worden
sind (88). Da sich ferner in erster Linie die Rundfunkan-
bieter als sorgfältige Wirtschaftsteilnehmer hätten verge-
wissern müssen, ob die ihnen zur Verfügung gestellte
Beihilfe angemeldet und genehmigt war, sieht es die
Kommission als vorrangig an, die Beihilfe von den un-
mittelbar Begünstigten zurückzufordern —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die von der Bundesrepublik Deutschland den an DVB-T betei-
ligten privaten Rundfunkanbietern gewährte staatliche Beihilfe
für die Einführung des digitalen terrestrischen Rundfunks in
Berlin-Brandenburg ist mit dem Gemeinsamen Markt unverein-
bar.

Artikel 2

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ergreift alle notwendigen
Maßnahmen, um die in Artikel 1 genannte, rechtswidrig zur
Verfügung gestellte Beihilfe von den Begünstigten zurückzufor-
dern.

(2) Die Rückforderung der Beihilfe erfolgt unverzüglich nach
den nationalen Verfahren, sofern diese die sofortige, tatsächliche
Vollstreckung der Entscheidung ermöglichen. Die zurückzufor-
dernde Beihilfe umfasst Zinsen von dem Zeitpunkt an, ab dem
die rechtswidrige Beihilfe den Empfängern zur Verfügung stand,
bis zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung.

(3) Die Zinsen nach Absatz 2 werden gemäß Artikel 9
und 11 der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission
berechnet (89). Die Zinsen werden auf der Grundlage des für die

Berechnung des Subventionsäquivalents der Regionalbeihilfen
verwendeten Bezugssatzes berechnet.

(4) Die Bundesrepublik Deutschland fordert innerhalb von
zwei Monaten nach Bekanntgabe dieser Entscheidung alle in
Artikel 1 bezeichneten Begünstigten dazu auf, die rechtswidrig
zur Verfügung gestellte und mit dem EG-Vertrag unvereinbare
Beihilfe inklusive der fälligen Zinsen zu erstatten.

Artikel 3

Die Bundesrepublik Deutschland teilt der Kommission unter
Benutzung des im Anhang aufgeführten Fragebogens innerhalb
von zwei Monaten nach Bekanntgabe dieser Entscheidung mit,
welche Maßnahmen bereits ergriffen wurden oder geplant sind,
um der Entscheidung nachzukommen. Die Bundesrepublik
Deutschland unterbreitet innerhalb desselben Zeitraums alle Be-
lege dafür, dass die Rückforderungsverfahren gegen die Begüns-
tigten der rechtswidrigen und unvereinbaren Beihilfe eingeleitet
worden sind.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge-
richtet.

Brüssel, den 9. November 2005

Für die Kommission
Neelie KROES

Mitglied der Kommission

DEL 200/34 Amtsblatt der Europäischen Union 22.7.2006

(88) In dieser Hinsicht unterscheidet sich der hier behandelte Fall von
dem Urteil des Gerichtshofs vom 13. Juni 2002 in der Sache
C-382/99, Niederlande/Kommission, (Tankstellen), Slg. 2002 S.
I-5163, Randnummern 60—69, in der die Mineralölgesellschaften
als mittelbare Begünstigte einer den niederländischen Tankstellen
gewährten Beihilfe betrachtet wurden. Diese Beihilfen befreiten
nämlich die Mineralölgesellschaften von ihrer vertraglichen Pflicht,
den Tankstellen bestimmte Rabatte zu gewähren. Im hier behandel-
ten Fall besteht jedoch kein automatischer und quantifizierbarer
Zusammenhang zwischen denen den privaten Veranstaltern ge-
währten Beihilfebeträgen und denen von T-Systems erhobenen
Übertragungsgebühren. Nur bei einigen Rundfunkanbietern würde
für den Fall einer Gebührenänderung ein solcher Zusammenhang her-
gestellt, jedoch sind die Übertragungsgebühren seit dem Umstieg
unverändert geblieben.

(89) ABl. L 140 vom 30.4.2004, S. 1.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. Juli 2006

zur Übereinstimmung bestimmter Normen mit der allgemeinen Sicherheitsanforderung der
Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Veröffentlichung der

Normenverweise im Amtsblatt

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 3277)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2006/514/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 3. Dezember 2001 über die allge-
meine Produktsicherheit (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2
Unterabsätze 2 und 4,

nach Anhörung des Ständigen Ausschusses, eingesetzt gemäß
Artikel 5 der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif-
ten und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesell-
schaft (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2001/95/EG verpflichtet
die Hersteller dazu, nur sichere Produkte in Verkehr zu
bringen.

(2) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2001/95/EG
wird davon ausgegangen, dass ein Produkt sicher ist —
soweit es um Risiken und Risikokategorien geht, die
durch die betreffenden nationalen Normen geregelt wer-
den —, wenn es den nicht bindenden nationalen Normen
entspricht, die eine europäische Norm umsetzen, auf die
die Kommission gemäß Artikel 4 dieser Richtlinie im
Amtsblatt der Europäischen Union verweist.

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie sollten europä-
ische Normen von europäischen Normungsgremien im

Auftrag der Kommission aufgestellt werden. Die Kom-
mission veröffentlicht die Verweise auf derartige Normen.

(4) Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie legt ein Verfahren fest
zur Veröffentlichung von Verweisen auf die von den
europäischen Normungsgremien vor Inkrafttreten der
Richtlinie angenommenen Normen. Gewährleisten diese
Normen, dass die allgemeine Sicherheitsanforderung er-
füllt ist, so beschließt die Kommission, einen Verweis auf
die Normen im Amtsblatt der Europäischen Union zu ver-
öffentlichen. In diesen Fällen entscheidet die Kommission
auf eigene Initiative oder auf Ersuchen eines Mitglied-
staats nach dem Verfahren des Artikels 15 Absatz 2
der Richtlinie, ob die betreffende Norm der allgemeinen
Sicherheitsanforderung entspricht. Sie beschließt nach
Anhörung des gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/34/EG
eingesetzten Ausschusses die Veröffentlichung der ent-
sprechenden Verweise. Die Kommission unterrichtet die
Mitgliedstaaten über ihre Entscheidung.

(5) Seit Inkrafttreten der Richtlinie haben die europäischen
Normengremien jedoch einige Normen ohne einen Auf-
trag gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie angenom-
men. Die Absicht des Gesetzgebers bestand darin, die
Zusammenarbeit mit den europäischen Normungsgre-
mien zu gewährleisten und geeignete Normen anzuer-
kennen, die sich zwar auf in den Anwendungsbereich
der Richtlinie fallende Produkte beziehen, für die aber
ein Auftrag gemäß den einschlägigen Bestimmungen in
Artikel 4 von der Kommission nicht erteilt worden war.
Es ist daher angebracht, die Veröffentlichung der Fund-
stellen solcher Normen in Erwägung zu ziehen und
hierzu das Verfahren nach Artikel 4 Absatz 2 anzuwen-
den.

(6) Die Entscheidung über die Übereinstimmung der im An-
hang verzeichneten Normen mit der allgemeinen Sicher-
heitsanforderung wird auf Initiative der Kommission ge-
troffen.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die
Richtlinie 2001/95/EG —
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(1) ABl. L 11 vom 15.1.2002, S. 4.
(2) ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37. Richtlinie geändert durch die

Richtlinie 98/48/EG (ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18).



HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang aufgeführten Normen genügen der allgemeinen
Sicherheitsanforderung der Richtlinie 2001/95/EG für die Risi-
ken, auf die sie sich beziehen.

Artikel 2

Die Fundstellen der Normen im Anhang werden in der Reihe C
des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 20. Juli 2006

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Artikel 1 und 2 dieser Entscheidung betreffen folgende Normen:

1. EN 581-1:2006 „Außenmöbel — Sitzmöbel und Tische für den Camping-, Wohn- und Objektbereich — Teil 1:
Allgemeine sicherheitstechnische Anforderungen“

2. EN 957-1:2005 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 1: Allgemeine sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfver-
fahren“

3. EN 957-2:2003 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 2: Kraft-Trainingsgeräte, zusätzliche besondere sicherheitstechni-
sche Anforderungen und Prüfverfahren“

4. EN 957-4:1996 „Stationäe Trainingsgeräte — Teil 4: Kraft-Trainingsbänke, zusätzliche besondere sicherheitstechni-
sche Anforderungen und Prüfverfahren“

5. EN 957-5:1996 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 5: Tretkurbel-Trainingsgeräte, zusätzliche besondere sicherheits-
technische Anforderungen und Prüfverfahren“

6. EN 957-6:2001 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 6: Laufbänder, zusätzliche besondere sicherheitstechnische An-
forderungen und Prüfverfahren“

7. EN 957-7:1998 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 7: Rudergeräte, zusätzliche besondere sicherheitstechnische An-
forderungen und Prüfverfahren“

8. EN 957-8:1998 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 8: Stepper, Treppensteiggeräte und Climber — Zusätzliche
besondere sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren“

9. EN 957-9:2003 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 9: Ellipsen-Trainer, zusätzliche besondere sicherheitstechnische
Anforderungen und Prüfverfahren“

10. EN 957-10:2005 „Stationäre Trainingsgeräte — Teil 10: Trainingsfahrräder mit starrem Antrieb oder ohne Freilauf,
zusätzliche besondere sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren“

11. EN 13209-1:2004 „Artikel für Säuglinge und Kleinkinder — Kindtertragen — Sicherheitstechnische Anforderungen
und Prüfverfahren — Teil 1: Rückentragen mit Gestell“

12. EN 14682:2004 „Sicherheit von Kinderbekleidung — Kordeln und Zugbänder an Kinderbekleidung — Anforde-
rungen“

13. EN 14764:2005 „City- und Trekking-Fahrräder — Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren“

14. EN 14766:2005 „Geländefahrräder (Mountainbikes) — Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren“

15. EN 14781:2005 „Rennräder — Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfverfahren“

16. EN 14872:2006 „Fahrräder — Zubehör für Fahrräder — Gepäckträger“
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